
Einführung in die Entwicklung des
Rentenrechts von 1972 bis 1986

I. Vorbemerkung zu Zweck und Vorgehen

Das Recht der gesetzlichen Rentenversicherung scheint
eine spröde, hochgradig komplizierte Materie zu sein. Das
mag von näherer Befassung abhalten. Darüber ginge ver­
loren, daß das Rentenrecht eigentlich immer ein Haupt­
streitpunkt der sozialpolitischen Debatte ist. Weil das so
ist, und wegen der großen volkswirtschaftlichen und
haushaltspolitischen Bedeutung der Rentenfinanzen
nimmt sich der Gesetzgeber der einschlägigen Gesetze ­
hier soll vor allem von der RVO gehandelt werden - aus­
gesprochen häufig und nicht immer sorgend an. So erklärt
sich ein Gutteil der Schwierigkeiten. Lehrbücher und
Kommentare haben Mühe, aufdie zahlreichen Gesetzesän­
derungen zu reagieren. Die vielfach geänderten Vorschrif­
ten sind in ihrem Gehalt nur verständlich, wenn man sie
als gewordene betrachtet. Eine rein systematische Darstel­
lung1 ist gerade im Sozialversicherungsrecht für das Ver­
ständnis nicht zureichend und verschleiert nicht zuletzt
den hochpolitischen Charakter der Materie. In diesem
Aufsatz sollen, der Systematik eines Fallaufbaus folgend, 2

wichtige Änderungen im Recht der Versichertenrenten
nach der RVO - bei weitem nicht alle - dargestellt werden
(2. Hauptteil). Vorher wirdjeweils knapp hingewiesen auf
die allgemeine Bedeutung der wichtigsten Änderungsge­
setze sowie auf die politischen und ökonomischen Um­
stände, die bei ihrer Entstehung eine Rolle spielten
(1. Hauptteil). Hierauf wird in der anschließenden Einzel­
darstellung Bezug genommen3

.
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zunehmend schwieriglO
• Gleichwohl kam es noch zu einigen so­

zialpolitischen Nachzüglergesetzen. Vor allem auf dem Gebiet
der Neuregelung der Rehabilitation einigten sich die Bundestags­
parteien auf neue Gesetze (Rehabilitationsangleichungsgesetz,
Schwerbehindertengesetz, Gesetz über die Sozialversicherung
der Behinderten).

b) Einzelgesetze (RRG) RehaAnglG} SVBG). Das Ren-
tenreJormgesetz (RRG )11 sollte nach der ursprünglichen
Konzeption fünf Schwerpunkte haben: Die Öffnung der
Rentenversicherung rur weitere Bevölkerungskreise
(Selbständige!), die Einführung der flexiblen Altersgrenze,
ein zusätzliches Versicherungsjahr für Frauen als Geburts­
prämie (Babyjahr), Verbesserungen für geschiedene Ehe­
gatten im Vorgriff auf die geplante Scheidungsrechtsre­
form sowie die Rente nach Mindesteinkommen12

• Nicht
verwirklicht wurde das Babyjahr. Die Lage der Geschie­
denen wurde verbessert durch Erleichterung des Zugangs
zur Geschiedenenwitwenrente (§ 1265 S.2 a. F.)13 sowie
zur Wiederauflebensrente nach § 1291 11 RVO. Im übrigen
wurden die geplanten Schwerpunkte verwirklicht - im
Detail unter dem Einfluß der Opposition sehr stark modi­
fiziert -, wobei auf Anregung der Opposition14 als zusätz­
licher Schwerpunkt der Rentenanpassungstermin um ein
halbes Jahr vorverlegt wurde.

Das Rehabilitationsangleichungsgesetz (RehaAnglG)15 war
ebenfalls ein Gesetz, das schon seit der Regierungserklä­
rung vom 28. 10. 1969 ins Auge gefaßt war16

. Vorher wa­
ren Träger der medizinischen oder beruflichen Rehabilita­
tion die Rentenversicherung (einschließlich Altershilfe fur
Landwirte), Kriegsopferversorgung, Unfallversicherung
sowie die Bundesanstalt rur Arbeit. Das Gesetz bezog
auch die Krankenversicherung in diesen Kreis ein (§ 21)17,
behielt das sogenannte gegliederte System der Rehabilita­
tion bei, vereinheitlichte aber weitgehend die Rechts­
grundlagen durch Angleichung der Leistungen (z. B. ein­
heitliche Bezeichnung und Höhe des" Übergangsgeldes")
sowie durch Aufstellung der allgemeinen Grundsätze der
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II. 1. Hauptteil

1. Gesetze der ReJormphase (1969-1975)
Eine erste Gruppe von Änderungsgesetzen kann man

zusammenfassen als Gesetze der Reformphase.

a) Zeitumstände. Nach einer Zeit sozialpolitischer Stagnation
von 1966-1969 (Große Koalition), während derer neben der Ver­
abschiedung der Notstandsgesetze vor allem die Schäpfung der
(keynesianischen) Globalsteuerung der Wirtschaft als Reaktion
auf die Rezession von 1967 auf der Tagesordnung des Gesetzge­
bers4 stand, enthielt das Reformprogramm der sozialliberalen
Koalition auch umfangreiche sozialpolitische Vorhabens. Diese
rückten immer mehr in den Vordergrund, während und weil
andere Reformvorhaben nicht recht vorankamen6

. Wichtigstes
Ergebnis ist die Rentenreform von 1972, die allerdings bemer­
kenswerterweise in der Einzelausgestaltung sehr stark von der
CDU/CSU-Opposition geprägt wurde, die im September 1972
im Bundestag die Mehrheit erlangt hatte und dann der Koalition
demonstrativ Abstimmungsniederlagen beizubringen suchte.
Bekanntlich kam es bald darauf - nach dem gescheiterten Miß­
trauensvotum - über die Vertrauensfrage zu den vorgezogenen
Wahlen zum 7. Deutschen Bundestag.

Ökonomisch betrachtet, fällt die Reformphase zusammen mit
einem Wiederaufschwung nach der 67er Rezession, der - mit
einem Zwischentief1971- bis in den 6. Nachkriegszyklus (1972­
1975) hinein anhiele. 1969 bis 1971 war der Arbeitsmarkt nahezu
leergefegt; die Gewerkschaften hatten demzufolge eine starke
Stellung, und es konnten deutliche Lohnerhähungen durchge­
setzt werden8

•

In der 7. Wahlperiode war der sozialpolitische Spielraum enger
geworden. Erste Anzeichen der großen Krise ab 1974 waren bald
zu spüren9

. Die Konsensbildung innerhalb der Koalition wurde

1) So das Standardlehrbuch von Bley, SozialR, 5. Aufl. (1986). Zwar ist
ein historischer Teil vorhanden (S. 139 bis 147, C 12), der aber zu knapp
und vor allem unvermittelt mit der Erörterung der Einzelinstitute ist;
anschaulicher, aber historisch-politisch ebenfalls zu knapp: Schulin, Sozial­
versicherungsR, 2. Aufl. (1985).

2) Vgl. Bley (0. Fußn. 1), S. 435, KIll ("Erstfeststellung").
3) Der Text setzt Grundkenntnisse im Recht der gesetzlichen Renten­

versicherung voraus. Zur Einführung: Baltzer, JuS 1983, 501-507, 581­
586; oder: Schulin (0. Fußn. 1), S. 145-203; oder: Ruland, Ergänzbares
Lexikon des Rechts, Stichwort: Rentenversicherung (25. 11. 1986, 111
370), mit vierseitigern historischem Überblick.

4) Altvater-Hoffmann-Semmler, Vom Wirtschaftswunder zur Wirt­
schaftskrise, Ökonomie und Politik in der Bundesrepublik, 2. Auf}.
(1980), S. 310ff.: "Synthese von Keynes und Eucken"; normativer Nieder­
schlag: Art. 109 GG, Stabilitätsgesetz.

5) Regierungserklärung v. 28.10. 1969, BT-Sten. BeI., 6. Wahlperio­
de, S. 19, 28f[

6) Michalsky, Sozialer Fortschritt 1984,139.
7) 6. Zyklus: 1972-1975, dazu Brüggemeier, Entwicklung des Rechts im

organisierten Kapitalismus, Bd.2, 1979, S. 297f.; Altvater (0. Fußn. 4),
S. 239-247; vgl. auch die selbstbewußte Äußerung von Walter Arendt:
"Das Rentenreformgesetz ist ein Ausdruck der wirtschaftlichen Kraft un­
seres Staates, die es ermöglicht, dieses Gesetz mit derartig großen sozialen
Leistungen zu verwirklichen, " BABl. 1972, 129.

8) Altvater (0. Fußn. 4), S. 325.
9) Altvater (0. Fußn. 4), S. 244.
10) Michalsky (0. Fußn. 6), S. 139f.
11) Gesetz vom 16. 10. 1972, BGBl I, 1965; RegE und Begr, BT-Dr 6/

2916, S. 37f.; sofort geändert durch 4. RVÄndG vom 30.3. 1973, BGBI I,
157; Nachweis der Parlamentaria bei Brackmann, Hdb. d. SozVers.,
S. 616a f.; Schewe J BABl 1973, 135.

12) BegI. BT-Dr 6/2916, S. 37 f.
13) §§ ohne Gesetzesangabe sind solche der RVO.
14) BT-Dr 6/3325.
15) Gesetz vom 7.8. 1974, BGBI I, 1881.
16) Vgl. Sozialbericht BT-Dr 7/1237 am Anfang und S. 22ff.
17) Vgl. BT-Dr 7/1237, S. 51.
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§§ I, 3-7 RchaAnglG. Wichtig ist der Grundsatz in § 7:
"Rehabilitation vor Rente". Für die Rentenversicherung
bedeutsam war die Einbeziehung der Rehabilitanden in die
Pflichtversicherung.

Schließlich das Gesetz fiber die Sozialversicherung der Be­
hinderte/I (SVBGY s: Es bezog Behinderte in Werkstätten
(§ 1) und in Anstalten, Heimen und sonstigen Einrichtun­
gen (§ 2) in die Kranken- und Relltenversichenmgspflicht
ein. öffnete die Krankenversicherung rur alle Schwerbe­
hinderten (§ 176c RVO) und ermöglichte es auch schon
Erwerbsunfahigen, durch Beitragszahlung eine Erwerbs­
unfahigkeitsreme zu erwerben (§§ 12 1111 SVßG. 1253,
1255 RVO). Schließlich sollte auch Versicherungspflicht
eimreten ftir Jugendliche. die in Einrichtungen derJugend­
hilfe (§§ 5, 6JWG) und ohne Entgelt zur beruflichen ßefa­
higung beschäftigt werden (§ 1227 I 1 NT. 3a).

2. Gesetze der erstell Kiirzlmgswelle (1976--1980)
a) ZeilUlfistit'tlde. Die Wirtschaftskrise ab 1974 19 ftihrte zu

leeren öffentlichen Kassen und zu einer anderen Wirt­
schaftspolitik: Friedlwm tnt an die Stelle von KeYl/es, noch
eini:§f Jahre amalgamiert mit sozialdemokratischeIl Tup­
fern . Auf der politischen Ebene steht fiir diesen Modell­
wechsel der Regierungswechscl Bra/ldt-Sdlmidt (1974). Die
krisenbedingte Sparpolitik wirkte stark in den Bereich der
Sozialversicherung - auch gerade der Rentenversicherung
- hinein, die in den wirtschaftspolitischen Überlegungen
der Globalsteuerungsjahre eher am Rande gesunden hat­
te21 • Der erste von Kürzungen betroffene Bereich war die
Arbeitslosenversicherung, denn hier treffen in der Krise
sofort Beitragsausfalle mit erhöhten Ausgaben zusammcn.
Das einschlägige Gesetz ist das (I.) Haushaltsstrukturge­
setz22 (HStrG). Im Relltenrecht reagierte man mit einer
Zeitverschiebung21 , obschon dic Rentenfillanzen sich
schon seit 1975 defizitär cntwickeltcn2-4. Das hing einmal
mit der etwas spätcren Wirkung der Krise, die zunächst
auch durch Rücklagenabbau aufgefangen wurde, zusam­
men. zum anderen aber auch damit, daß der Regierung
Schmidt 1976 ihre erste Bundestagswahl bevorstand. Im
Wahlkampf spieltcn die Renten einc große Rolle. Oie ge­
gebcnen Versprechen (10% Relltenanpassllng zum I. 7.
1977) mußten nach dcr Wahl wenigstcns formal eingehal­
ten werden. so daß "eine Situation gegeben (war), die sich
als cine Herausforderung an die Phantasie und den Ein­
fallsreichtum aller Beteiligten erwies. «25 Das Phantasie­
produkt war das 20. Relltenanpassungsgesctz (RAG), das
die erste Sparaktion in dcr Rentenversicherung einleitete.
die 1978 mit dem 21. Rcntenanpassungsgesetz fortgesetzt
wurde.

b) Eh/ze!geutZf (20. IIlld 21. Rentenallpaw/Ilgsgesetz). Ne­
ben der Anpassung der (Bestands-) Renten zum 1. 7. 1977
um 9% enthielt das 20. RAG26 ein Bündel von Sparmaß­
nahmen. Einige wichtige: Die 21. Rentenanpassung wur­
dc wurdc verschoben vom I. 7. 1978 anE den 1. I. 1979,
die allgemeine Bemessungsgrundlage neu geregelt. Die
Leistungsbezieher dcr Bundesanstalt ftir Arbcit wurden
versicherungspflichtig, der Kinderzuschuß festgeschrie­
ben. der Mindestbeitrag fUr die freiwillige Versicherung
(stufenweise) angehoben (§§ 1387, 1388 RVO); die Aus­
bildungsausfallzeiten wurden abgewertet.

Das 21. RAG77 sollte zur Sanierung der Finanzen vor
allem dadurch bcitragen, daß das Ausgabenwachstum qua
Rentenanpassung verlangsamt werde. Daher schrieb der
Gesetzgeber sowohl die Anpassung der (Bestands-)Renten
rur drci Jahre im voraus mit niedrigen Anpassungssätzen
fest (1979: 4,5%

; 1980: 4%: 1981 4%). wie auch die An­
passung der allgemeinen Bemessungsgrundlage und damit
die Anpassung der Zugangsrellten derart .. verlangsanH

und verhessert"2$ wurde. Femer wurde ab 1980 der Bei­
tragssatz, der in der Folge der Rezession VOll 1966/67 von
14% auf 18% gestiegcn wa,n, auf 18,5% erhöht (§ 1385 I
RVQ mit ncuer Herabsetzungsermächtigung).lO. Darüber
hinaus fUhrte man ab 1982 einen IIldividuellcn Krankcn­
versicherungsbeitrag fUr Rentner ein, fUr die vorher die
Rentenversicherungsträger pauschal Zahlungen an die
Krankenversicherungen erbracht hatten (§ 1304d RVO
a. F.). Durch entsprechende Zuschüsse zur Rente (§ 1304e
RVO) sollte die Operation fUr die Rentner (vorläufig)
.. bdaslUngsneutral" sein. Immerhin war von Anfang an
klar, daß das Risiko künftiger Erhöhung der ßeitragssätze
der Krankenversicherung von nun an die Rentner traPl.
Auf ein Neues wurde die Berechnung der allgemeinen
Bemessungsgrundlage geändert. Schließlich erschwerte
der Gesetzgeber die Möglichkeit, mit freiwilligen Beiträ­
gen Wartezeiten zu erftillen (§ 1255b RVO).

3. Gesetze der zweifell Kiirzwlgswelle (1981 bis 1983)
a) Zeiwmställde. Das nächste Maßnahmenbiindcl folgtc

auf den verschärften Kriscnzyklus ab 1981 32
• Mittlerweile

verfolgte die sozialliberale Koalition eine zunehmend reine
mOllctaristischell Politik, deren Vermittlung inncrhalb der
Sozialdemokratie schwerer wurdel ., dic aber die aus den
Bundesugswahlcn 1980 gestärkt hervorgcg:mgenc FDP
sdbstbewußt vorantriebl5 . Unter Sdlluidl kam es noch zu
cinem Sparpaket, den Spargesetzen 1982, bestehend aus
dem 2. Haushaltstrukmrgese[z (2. HStrG). dem Arbeits­
forderunrkonsolidierungsgesetz (AFKG) und weiteren
Gesetzen . Auch dieses Mal bctraf die Sparwelle zunächst
vor allcm das Recht der Arbeitsforderung. Bezeichnend
ftir das wirtschaftspolitische Paradigma ist eine Formulie-

18) GesetZ vom 7. 5. 1975, 3GBll, 1061.
19) N'h~rd~zu Allval<'T(o. Fußn. 4). S. 244-247.
20) "Strukturpolitik", vgl. Ahvartr (0. Fußn. 4). S_ 335fT.
21) Sth",äM, VSSR 1974. 347.
22) Onu m. w. N~chw. Altvaltr (0. Fuß". 4), S. 332.
23) melMdl, ZSR 1985, 584.
24) N;rmeyrr, Rem~nv~rsicherullg 19n. 141.
25) So frohlock~nd Niemtytr, R~nt~nv~rsicherung 19n. 141.
26) Gesetz vom 27. 6. 1977. BGBII. 1046 (Aichberger Nr. 500); d~zu

Nicmqtr, Remcnversichenmg 19n. 141 ff.. 161 ff_; R~gE und Begr. BT­
Dr 8/165.

27} Geselz vom 25. 7. 1978. BGI3I r. 1089 (Akhberger Nr. 501); RegE
und Begr. BR+Dr 135/78.

28) So zu Art. I §§ I ff. RAG. Aussehußbericht ßR-Or 135178, S. 25.
29) Vgl. Reglkgr. ßR-Dr 135/78. S<hrwc, Rcmcnversicherung 1978.

122ff.
JO) Exkurs zur späteren Emwicklung des Beilragss.lzes:

1.1.1981-3I.t2.1981 18,5%
1.1.1982-30. 8.1983 18.00/0
1.9.1983-31.12.1984 18,5%
1.1.198S-3O. 5.1985 18.7
1.6.198S-31.12.1986 19.2
1.1.1987-31.12.1989 18,7

Rechtsgrundlagen: § 13851 RVO i. V. mit An. 2 § 30b ArVNG, einge­
ruhrt durch das AFKG. geändert durch d~s HBG 1983. das AFuRVAnG
vom 20. 12. 1984, BGBI I. 1713 und das RVFinanzG vom 16_ S. 1985.
BGBlI, 7fX,.

31) Schrwe, R~m~nversicherung 1978. 12S.
32) BirlMtk, ZSR 1985.579; 1981 überschr;,t die ArbeilSloscnute die

Mi1Iionengrenze.
33) B;eb~,k, KritJ 1984, 259.
34) M;chalsky, Sozialer FOr/schrill 1984, 141; vgl. AllValtr (o. Fußn. 4).

S. 334: "Zum ~ndercn sind die soz;.le" Kosten einCl rigiden Restriktions­
politik hoch: Arbeitslosigkeit. Senkung des Reprodukrionsnivraus breiter
Schichlen der Lohnabhängigen. Dequalilizierung g~nz.,r Arbeiterschich­
ten bergen die Gefahr eines V~rlustes von Massenloyalität in der Arbeiter­
sch~ft in sich, die sich gerade sozialdemokratische Parleien bzw. Regie­
rungen nicht ohne weiteres leislen können."

35) Mithalsky, Sozialer Foruchrin 1984. 14Ü.
36) Ges~l~ zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung vom 15.12.

1981, BGBll, 1390; Knnkenltauskoslendämpfungsgesct"Z und ErgG vOm
22..12. 1981, BGBII, 1568. 1578; ~um Sparpaket 1982 vgl. auch Slöer,
RVO. 10. Aufl., S. 25.
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rung aus der Regierungsbegründung: "Mißbrauchsmög­
lichkeiten (sollten) wirksamer bekämpft und die Anforde­
rungen an die Sclbsrveranrwortung erhöht werden. "37

Solches hatten die Monctaristen schon seit 1971 verfoch­
ten.

An der Wirtschaftspolitik zerbrach schließlich im Herbst
1982 die Koalition. Ausläser war das "LambJdorffpapier"
vom 14.9. 198238. Die Ileue Regierung flihrte die Sparpo­
litik von Legitimationsproblemen wenig berührt fort, zu­
nächst noch im seihen Jahr (Dezember 1982) mit dem
Haushaltbcgleitgesctz 1983 (HBcgleltG 83), das noch der
9. Bundestag beschloß. Das umfassende Spargescrz mit
einschneidenden Veränderungen im Rentellrecht verab­
schiedete der frisch gewählte 10. Deutsche Bundestag im
Dezember 1983 als Haushaltsbegleitgesetz 1984 (HBe­
gleitG 84).

b) Einzdgesetze (AFKG, 2. HStrG, HBegleitG 83, HBe­
gleitG 84). Das ArbeirsfdrderJlIJgskollsolidieTlwgsgesetz
(AFKGj39 legte das Hauptgewicht auf die Kürzung der
Lohnersatzleistungen im Bereich der beruflichen Rehabili­
tation40 sowie auf die Bekämpfung angeblicher Mißbräu­
che im Bereich der Arbeitsfdrderung. Z. ß. verlängerte es
die Sperrzeit nach § 119 AFG von vier auf acht Wochen.
Die Anwartschaftszeit in der Arbeitslosenversicherung
wurde auf 12 Monate verlängert (§ 104 AFG41

), der Bei­
tragssatz um insgesamt 5% angchoben42

. Für das Folgen­
de wichtig ist die Einfiihrung einer Beitragserstat­
tungspflicht der Arbeitgeber, die Frühpensionierung nach
den sog. ,,5ger Modellen" betreiben (§ 128 AFG). Der
Zugang zum vorgezogenen Altersruhegcld wurde mittels
§ 1248112 und 3 erschwertü

.

Das 2. Haljshaltsslrukrurgesetz (2. HSlrG)<4 brachte Einsparun­
gen im öffentlichen Dienst, beim Kinder- und Wohngeld sowie
beim BAfoG. Die RVO betraf die Abwertung der Wehr- und
Zivildienstzeiten von 100% auf 75% des DurchschnitlSeinkom­
mens (§ 1255 VI 2, 3 RV045); d. h. daß im Rahmen der Remen­
berechnung diese Zeiten so zu Buche schlagen, als hätte der
Dienstpflichtige 75% des - vorher maßgeblichen - Durch­
schniltseinkommens verdient.

Das H'lI/shallsbrgleilgrst/z 1983 (HBegleilG 8~ brachte außer
steuerlicher Entlastung der Wirtschaft, der Investitionshilfeabga­
be·7

, und Einschränkungen beim Kinder- und Wohngeld auch
Änderungen im Remenrechc: Wieder einmal wurde die nächste
Rentenanpassung um ein halbesjahr verschoben (auf 1. 7. 1983).
Die Beiträge der Bundesanstalt Hir Arbeit Hir ihre Leistungsbe~

zieher bemaß man nun an der Lohnersatzlcistung statt wie vorher
am früheren Einkommen. Schließlich wurde die verfassungswid­
rige Benachteiligung der Frauen bei der Bewertung beitragsloser
Zeiten beseitigt.

Die weitere - langfristige - Sanierung der Rentenfinanzierung
war ein Schwerpunkt des HausJrallsbegleilgesetZfs 1984 (HBrglrilG
84)<lJ. Es regehe vor allem - was die Rentenversicherung angeht­
die schnellere Auswirkung der aktuellen Lohnemwicklung auf
die Remcnhöhe; das Krankengeld wurde beitragspl1ichtig, die
Heiratsabfindung gem. § 1302 RVO auf eine zweifache (vorher
Hinffache) Jahresrente gekürzt. der Kinderzuschuß abgeschafft
und die einmalig gezahlten Entgelte in die Beitragsberechnung
einbezogen (§§ 1400 11,385 la RVO). Der dickste PosteIl war dic
neue Vorversicherungszeit Hir Berufs~ und Erwerbsunfahig­
keitsrenren<9 mir korrespondierender Herabsetzung der Wartezeit
fUr die reguläre Altersrente auf HinfJahre (§ 1248 V).

4. Neue Akzente (1984-1986)

Schließlich müssen noch zwei Gesetze erwähnt werden,
deren Gemeinsamkeit darin besteht, daß sie nicht in erster
Linie mit dem Imperativ des Sparens legitimiert wurden.
Sie flihrten vielmehr zu gewissen Neuausgaben und sind
nur vor einem je spezifischen Hintergrund zu verstehen.

a) Vormhestaudsgeselz Ulld 5ger Novelle. Zunächst das
Vorruhestandsgesetz (VRG):iO mit der sog. 5ger Novelle;l:

Nach dem - bis 1989 befristeten (§ 14) - Vorruhestandsge­
setz gewährt die Bundesanstalt flir Arbeit einen Zuschuß
in Höhe von 35% zu Vorruhestandsleistungen in Höhe
von 65% des vorigen Verdienstes. die ein Arbeitgeber ei­
nem ausscheidenden älteren Arbeitnehmer in der Regel
aufgrund eines Tarifvertrages erbringt, wenn eine Neubc~

setzung des Arbeitsplatzes gewährleistet ist. Die - unbefri­
steteSl

- 5ger Novelle dehnte die Erstauungspflicht des
Arbeitgebers nach § 128 AFG dahin aus. daß der Arbeitge­
ber drei Jahre lang die laufenden Rentenlcislungen erstat­
[en muß, die durch das 5ger Modell anfallen (§ 1395b
RVO)$.}.

Beide Gesetze wurden von der Regierungskoalition in
großer Eile durchgesetzt: Der Regierungsentwurf zum
Vorruhestandsgesetz datiert vom 23. 12. 1984, am 29. 3.
1984 wurde das Gesetz in zweiter und dritter Lesung be­
schlossen; (nicht zufallig) am I. 5. 1984 trat es in Kraft.
Die Tarifauseinandersetzung um die 35-Stunden-Woche
stand damals unmittelbar bevor, rur die die Bundesregie­
rung eine Alternative zur Verfligung stellen wollte. B(,­

merkenswerterweise geht das Vorruhesrandsgesetz auf
Anregungen seitens der weniger kampffreudigen Gewerk­
schaften zurück (NGG, Texti1-Bekl., Bau-Steine~Erdcll.

Chemie-Keramik, Bergbau und Energie~). Von der Op­
position wurde vor altem der Bezug zum Arbeitskampf
1984 scharf kritisiert: , .... Ihr Entwurf (ist) sowohl in der
zeitlichen Planung als auch in der inhaltlichen Ausgestal~

rung jedes einzelnen Paragraphen darauf angelegt. in Ab­
sprache mit der Kapitalseite die IG Metall unter Druck zu
setzen und ihr in der entscheidenden Tarifauseinandersel­
zung um die Verkürzung der Wochenarbeitszeit Steine in
den Weg zu legen." (AI/ke FIUhs, SPD55).

b) Das Hilllerbliebellt'Urel1len- und Erzielumgszeilel1gewz
(1986). Das Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszei­
tengcsetz (HEZG)S6 regelt zweierlei: Zum einen sorgt es
daftir. daß Männer und Frauen unter gleichen Vorausset~

zungen Zugang zu einer Hintcrbliebellenrenre erhalten
(§ 1264 RVO n. F.). Damit kam der Gesetzgeber einer
Aufgabe nach, die ihm das BVerJC spätestens ftir das Jahr

37} BT-Dr 9/842. S. 1.
J8} Dnu Zachen. KritJ 1985. 188.
39) ee,,,rz vom 22. 12. 1981. BGß! 1, 1497; RegE und &gr BR-Or

369/81.
40} Für die Rentenversicherung s. § 1241 b RVO.
41} Dazu BVeifC, NJW 1986, 1159.
42} Korrespondierend Sellkung der Remenbeilräge. s. o. Exkurs FuBn.

JO; Art. 2 § JOb ArVNG i.d. F. des AFKG: 18%.
43) GeringfUgig geändul wieder durch das HBG 1984.
44) Vom gleichen Tag (0. Fußn.39). BGßlI. 1523.
45) Auf70% ge>;enkl durch d.. HBegleirG 1983.
46) Gesetz zur Wiederbelebung dcr Wirlschafl und BcschäCrigung und

Zur EmlaslUng des Bundeshaushahes vom 20. 12. 1982. BGBI I. 1857.
RegE und Bcgr. BT_Dr 912140.

47) Verfassungswidrig nach BVerfGE 67, 256ff.
48) ee,etz über Maßnahmen Zur Emlastung der öffentlichen H.ush.he

und zur Subilisierung der Fin.nzentwieklung in der gesetzlichen Remen­
versicherung sowie über die Verlängerung der lnvcstirionshilf..bg.br.
vom 22. 12. 1983, BGBI I, 1532, RegE und Begr. BT-Dr 10/335.

49) (Zunächst) prognostiziene Ersp.rnis 2,715 Mrd. DM. vgl. BT_Or
10/335. S. 52. umen bei Fußn. 122.

SO) Gesetz vom 13.4.1984, BGBII. 601. Entwurfund Begr. BT-Dr
10/880, Vorruhcstandsgeselz.

51) Geserz vom 13.4. 1984. BGBII. 610.
52) Zu den daraus resuhierenden Problemen Dt"'k, B",r 1985, 1793f.
53) Zu beiden GeSelzen n'her Siegers, NZA 1984, 7tT.; Falldt·S<hiiml,

VRG. 1985.
54) Anerkennend Bliim, BT-Sre". Ber. 10/48 S. 3452. v. 20. 1 1984.
55) 26. l. 1984, BT-Sten. Her. 10/50. S.3522; 'hnlieh LwlZ (51'0),

20.1. 1984, BT_Sren. Ber. 10/48, 5.3457, und Hall (Die Grünen).
5_ 3464.

56) ee,etz vom 11. 7. 1985. BGBlI, 14SO. RegE mir Begl. BT-Or 101
26n. Die vorherige Regelung lindel sich .Is Fußn. zu Art. 2§ 18 MVNG
in Aichberger Nr. 400.
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1984 aufgegeben haues,. Die Regelung wurde kostenneu­
tralS8 gehalten durch die gleichzeitig eingeftihrte Einkom­
mensanrechnung mit dynamisiertem Freibetrag (§ 1281
RVO i. V. m. §§ IBa-<: 5GB IV). Für das Folgende wich­
tig ist der zweite Teil des HEZG: Erstmalig wurde dem/
der Erziehenden, der/die nicht aus anderem Grund Mit­
glied der Versicherung sein muß - so die Babyjahrkonzep­
tion von 19n - ein rentenbegründendes und rcntenstei­
gemdes Erziehungsjahr pro Kind gutgebracht.

Die Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der
Rcntenversicheruni' kann interpretiert werden, wenn
man von einer Passage aus der Regierungsbegründung
ausgeht: .. Die Anrechnung von Kindererziehungszeiten in
der Rentenversicherung ist ein entscheidender Beitrag zu
einer Gleichbewertung der T:itigkeit in der Familie und
der außerhäuslichen Erwerbstätigkeit. Die T.itigkeit in der
Familie erf.ihrt hierdurch eine deutliche Aufwertung.-o6O

Eine Faceue der Konzeption: Die Gleichbewertungsfor­
mel knüpft an an die Gleichberechtigungsdiskussion der
vergangenen 20 Jahre, an der man auch in der CDU nicht
mehr vorbeikommt. Insofern bringt das HEZG einen
"Abstaubeffekt": Die rentenrechdiche Wlirdigung der Er­
ziehung wurde diskutiert seit etwa 1960; die Diskussion
erfuhr eine Verstärkung mit dem 2. Witwerrentenurteil61

des B V~rfG. Die von der sozialliberalen Koalition 1977
eingesetzte "Sachverständigenkommission rur die soziale
Sicherung der Frau und der Hinterbliebenen" forderte die
rentenrechtliche Berücksichtigung von Kindererzie­
hungszeiten. Zur Realisierung brachte es die sozialliberale
Koalition aber nie, wenn man von der vorübergehenden
Regelung des Munerschaftsurlaubsgesetzes von 1979 ab­
sicht. So konnte die neue Regietungskoalition die Lorbee­
ren heimtragen. Die andere Facene: Die geschlechtsrollen­
affirmative Komponente, indem nämlich die Gleichwer­
tigkeit der spezifisch haus fraulich-mütterlichen Betäti­
gung - gerade ohne parallellaufende Etwerbstätigkeit ­
gewürdigt wird. Die Koalition versuchte mithin, den Ein­
druck zu erwecken, sie habe die Nase am Wind modernen
Geschehens, wobei gleichwohl alles wesentliche beim al­
ten bleiben solltc62•

m. 2. Hauptteil

,. Versi{htrlmg5pjliclu

Im Rentenrecht genießt Versicherungsschutz gegen die
Risiken Berufs- oder Erwerbsunfahigkeit, Alter und Tod,
ist also versichert, wer versicherungspflichtig (§§ 1227,
1227a RVO) oder -berechtigt (§ 1233) ist, wenn Beiträge
fiir ihn entrichtet sind6J• Zeiten der Versicherung sind
gern. §§ 1250 la. 1249 auf die sogenannte Wartezeit anzu­
rechnen. Der Systematik vorgreifend schiebe ich an dieser
Stelle Begriffserklärungen ein, die aufgrund der Phantasie
des Gesetzgebers etforderlich sind zum Verständnis eini­
ger der nachfolgend geschilderten Entwicklungen: Versi­
chertenrenten ~tzen die Erfiillung einer Wdruztit voraus.
Wartezeiten sind Beitragszeiten. Ersanzeiten und Zeiten
der Kindererziehung vor dem I. I. 1986 (§ 1250 1). ErSdrz­
Uiftn sind Zeiten. in denen sich der Versicherte auf eine
der in § 12511 Nm. I bis 6 genannten Weisen fiir die
Allgemeinheit aufgeopfert hat und so keiner versiche­
rungspllichtigen Beschäftigung nachgehen konnte. Diese
drei Zeitkategorien witken demnach rentenbegriindend.
Im Rahmen der Rentenformd (§ 1255), d. h. rur die Er­
mittlung der Rentenhöhe, spielt der Anzahl der Vmidlt­
rungsjdhrt eine Rolle (§ 1258). Anrechnungsf.ihig sind hier
Beitrags- und Ersatzzeiten, Zeiten der Kindererziehung
vor dem t. I. 1986, Ausfallze:iten sowie Zurechnungszei-

ten. Der Begriffdet Zllrt{hmmgsztit ist definiert in § 1260.
Amjlll/uilttl sind Zeiten der Unterbrechung einer versi­
chcrungspllichtigen Beschäftigung aufgrund individueller
Sonderumstände (§ 1259). Ausfall- und Zurechnungszei­
ten wirken nur rentensteigemd.

a) Versi{htnmgspjli(hr 1Io(h § 122711, 11 Nr. 1 (Vorruht­
stand). § 1227 J I Nr. 1 regelt den Hauptfall der Versiehe­
rungspllicht. den des gegen Entgelt (§ 145GB IV) be­
schiftigten (§ 75GB IV) Arbeitnehmers64• Arbeitgeber
und Arbeitnehmer bringen gemeinsam - je zur HiiJ[[e ­
die am Bruttolohn bemessenen Beiträge auf (§ 1385 1112,
IVa). Diesem Crundfall wurden 1984 die Bezieher von
Vorruhestandsgeld gleichgestellt, § 122711. Die Regelung
wurde eingefiihrt durch das G<sen zur Erleichterung des
übergangs vom Arbeitslebcn in den Vorruhestand, das in
seinem Art. 1 das Vorruhestandsgeseu enthielt. In Be­
gleiuegelungen wurde unter anderem die RVO gein­
derr'5. Wer vor Beginn des Votruhestandes versichert
war, gilt als versichert und als versicherungspflichtig be­
schäftigt (§ 122711 2 Halbs. 2). Mit dem zweiten Teil der
Fiktion hat es eine spezifische Bew<lndmis: "Versiche­
rungspflichtige Beschäftigung" ist in einer Reihe von Vor­
schriften (erschwerendes) Tatbestandsmerkmal: §§ 1236
la Nr. la 3.12461, lIa, 12471, lIa, 1248111. 1252 IV. Die
Fiktion in § 122711 dürfte aber vorwiege:nd in zwei weite­
ren Fällen eine Rolle spielen: Bei § 1248 11 52 (vorgezoge­
ne Rente bei Arbeitslosigkeit) und bei § 1259111 (Halbbe­
legung).

Am Vorruhestandsgeld bemessen'" (§ 122711 2 Halbs.
2) tragen auch hier Arbeitgeber und Arbeitnehmer die
Beiträge hälftig (§§ 1385111 a. 1227 112 Halbs. 2, 1385 IV,
a). Der Arbeitgeber erhält 35% seines Beitragsanteils von
der Bundesanstalt fUr Arbeit (§ 31 Nr. 2 VRG).

Auslegungsprobleme ergeben sieh daraus, daß § 122711
im Unterschied zu § 165 112 RVO (Krankenversiche­
rungspnicht der Vorruhesundsgcldbezieher) nicht ein i. S.
des § 21 Nr. 1 VRG bezuschussungsfahiges Ruhestands­
geld voraussetzt (65% des vorherigen Bruttolohns)6?
Meines Erachtells ist es einleuchtend, die Vorschriften
synchron ZlI behandeln und unter Vorruhestandsgeld eine
Arbeitgeberleisttlng an die in § I VRC genannten Arbeit­
nehmer zu verstehen. wenn die Voraussetzungen des § 2 I
Nr. I bis 4 gegeben sind (nicht Nr. 5. \lgt. § 7 11 VRG68).
Jedenfalls wenn man dieser Ansicht folgt, hätte wegen der
Befristung des Vorruhestandsgesetzcs bis zum I. 1. 1989

57} BVttJGE 39. 169 (195).
58) Duu Dif,Itm~"", in: mrschr. f. Müller.Freimfds, 1986. S.55.

78lT. (lV 4 u. 5).
59) Zum gleichm Ztirpunkr in Knfr gnrtrm: das einjahrige Erzie-

hungsgdd nm dtm BErtGG.
60) BT~Dr IOJ26n. S. 28.
61) BVttJGE 39. 169.
62) Ikmerkmswert In ditsc:m Zusamrntnhang: die Diskriminierung

nichlehdichtr Baiehungm in t 11 Nr. 2 BErzGG. Umgekehn die Tm­
dan im H~usluilsbtglritgfSfll' 1984 mil stintr Kiirzung der Wilwtnrm­
lnu.bfindung.

63) BIt'( (0. Fußn. I). S. ISO; BSGE24. 85 (87); s. auch dir !kilr.lgstnl.
ridrlungsfiklionm in tt 1385 IV ~ I. F.• VI so....ie 'vr ~Ikm t 1397 VI; zu
bachrtn ~1Kb t 119 SGB X.

64) Sd"o/ilt (0. Fußn. I). Rdnm. 373f.• Blty (0. Fußn. I). S. ISObis 156.
CII2add I.

65) AuBtr 1122711: tt I~II. 1283. IJIlS.
66) Zu dtn Folgm F,""f-St~rfJl(0. Fußn. 53). S. 164: •• !ki tintr Lauf_

znl des VotrUhaundtt: von 5Jahrm und rintm VO<TU1laundsgdd in
Höho. von 65% des friihtrm Brullorinkommms rtduritn sich dir spalere
Allenrcmc um D.•"'... Krit. Heu. BT-Srm.ßn.. 10. Wahlperiode.
..s. Snwng. S. J463.

67} Vgl. ~u,h 1I18b AFC.
68) So F~wJ,.Sdiirtfr (0. Fußn. 53) B. Rdnm. 150 bis 157. m. Nm",.

zur GcKmmrinung.
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(§ 14) die rentenrechtliche Rcgdung besser in Art. 2 des
Arbc:ilcrrenrCßvcrsicherungsncuregelungsgesetzes
(ArVNG) gepaßt. (Dies Gesetz enthielt in Art. I die Ren­
lenreform von 1957: ~in An. 2 iSI fut die Arbc:ilcrrentcn­
versicherung das, was fUf die Digcstcn der 17. Titel des
SO. Buches: der Anhang fUf Dive~).

Zugegelx-ncrmaßen dürfte es sich bei dem cbol erÖrter­
ten Problem um ein Scheinproblem handeln. denn es wür­
de nur aufcauchen. wenn Arbeitgeber Vorruhestandsgeld
zahlen würden, auch wenn sie dazu keinen Zuschuß VOll

der ßundeunsu.h erhalten. Das ist wohl nicht zu erwar­
len.

b) Versicherungspflicht der Arbeit/ostn. 1957 wurden Zeiten
von arbcitslosigkcitsbcdingtcl11 Sozialleisrungsbczug als
Ausfallzeiten, also rentensteigernd eingeordnet (§ 12591
N r. 3 in der geringfti~lg modifizierten Fassung der soge­
nannten Härtenovelle") . Bei diesem Rechtszustand blieb
es bis zum 20. Rentellanpassungsgesctz (1977), das Zeilen
des Bezugs von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder
Unterhaltsgeld zu versicherungspflichtigen Zeiten erhob
(§ 1227 I 1 Nr. 10 a. F.). Nur in den Fällen, in denen z. B.
mangels Bedürftigkeit keine Arbcitslosigkeits-Lohnersatz­
leistung bezogen wurde. blieb es bei der Einordnung als
Ausfallzeit.

Auf den ersten Blick scheilll die Bedeurung der Ände­
rung darin zu liegen, daß nunmehr die Arbeitslosigkeit
auch bei der Wartezeit (also rentenbegründend) zu Buche
schlug (§ 1249, 1250 Ia, 1385h a. F.), und daß ftir die Re:n­
tenberechnung nicht mehr die listige Halbbclegung
(§ 125911I) zur Anrechnung de:r Zeiten erfUllt sein mußte:.
Für den Gesetzgeber entschcidend war aber ein anderes:
äiten nach § 1227 I 1 Nr. 10 wurden nämlich der Bei­
tragspflicht unterworfen. Die Beiträge waren - bemessen
am vorherigen Bruuoarbcitsentgclt des Arbeitslosen _
VOll der Bundesanstalt für Arbeit zu tragen (§ 1385 IIIh,
IV a. F.). Auf diese Weise wurde ein Teil der Auswirkun­
gen der Arbeitslosigkeit (Beitragsausfalle in der Renten­
versicherung) auf die Bundesanstalt ftir Arbeit verlagert,
wohl zu recht, da sie hinsichtlich der Arbeitslosigkeit "nä­
her dran" ist. Als Einnahmen der Relltenversicherungsträ­
ger aufgrund dieser Maßnahme wurde prognostiziert für
1979 und 1980: 4,9 Mrd. DM.

Diese Konstruktion hieh bis zum Haushaltsbegleitgesetz
1983. Ziel der Änderungen nach diesem Gesetz war es, die
Beiträge der Bundesanstalt zu senken durch Bemessung
der Beiträge am Arbeitslosengeld etc. lll . Auf die Be:wer­
tung der Ze:iten - sprich; auf die Rentenhöhe - sollte sich
die Änderung :l.ber nicht nicdeTSchlagen. D:l.her wurden
die Zeiten ~rieder in Ausfallzeiten zurUckverw.tndeh. De­
ren Bewertung orientiert sich am früheren Verdienst
(§ 1255.1 1lI1). Besonderheit; die Bundesanstalt h.tt rur die
Ausfallzeit Beitrige zu uhlOl (§ 1385a), die sich der Höhe
nach an der jeweiligen von der Bundes:l.nst,:I.!t geuhltOl
Lohnersatzleisrung orientieren. Der "Wechselb:l.lg" einer
beitragwflichtigen Ausfallzeit. die nach dem bisherigen
System :l.ls beitrags/ost Zeit klassifiziert wurde, war er­
fundenn. Mit dieser Beitr:l.gssenkung war ein gut Teil des
Konjunkturrisikos jetzt wieder :l.uf die Rentenversiche­
rung zufÜckverl:l.gert - seitdem ein d:l.uernder Zankapfel
in der Tagespolitik.

In § 12591 Nm. 3, 3a kann man die Spuren der eben
geschilderten Entwicklung identifizieren: Nr. 3 ohne die
Worte .. und wenn e:s nicht ... versicherungspflichtig
war" repräsentiert de:n Zustand bis 1977. Die Zeit vom
1. 7. 1978 bis zum 31. 12. 1982 ist die Zeit der subsidiären
Geltung des § 12591 Nr.3. während der der Norm:l.lf:l.lI
die Arbeitslosigkeits-Pilichtversicherung war. Nr. 3a ist

die Neuregclung des H:l.ushaltsbegleitgesetzes 1983, die
sich in den Worten .. Arbeitslosengeld, ArbeitslosrnhilfC'.
Unterhaltsgeld" als NachfolgevoTSchrift von § 12271 Nr.
10.1. F. :l.usweist. Mit dem WOrt" Obergangsgcld" zagt
Nr. 301, daß sie teilwe:ise :l.uch die Zeiten de:r BehindC'rtrn­
pllichtversicherung :l.blöst, soweit nämlich die Bundesan·
stalt Leistungsträgerin war (vorm:l.ls § 12271 Nr. 8.1, c).

c) Vmichmmgspj1jeht Bthi"dtlur (§§ 1227 11 Nr. Ba a.F.,
1259 J Nr. I, IJBSb RVO, §§ 11,. 2 SVG). Eine Versieht·
rungspflicht Wr Zeiten mcdizinischer und beruflicher Re­
habilitation wurde 1974 e:rstmalig durch das Rch:l.bilita·
tionsangleichungsgesetz eingefUhrt71. Nach § 1227 II
Nr. Sc, la wartn Reh:l.bilitanden während des Bezuges ei­
ner Lohnersatzleistung versicherungspflichtig (" Personen,
denen ein sonstiger Träger der Rehabilitation mindestens
einen K:l.lcndermon:l.t übergangsgeld oder Verletztengeld
zahlt, rur die Zeit des Bezugs dieser Leistung" laute! der
Grundtatbcsund in Nr.8a, c). AnderS und prima faeie
unverständlich scheint die Regelung in § 1227 I 1 Nr. 8a
lit.:l. a. F.: "Personen, denen ein Träger der gesetzlichen
Krankenversicherung 12 Kalendermonate ununterbrochen
Kr.tnkengeld gezahlt h:l.t. (sind versicherungspflichtig) ftir
die Zeit des weiteren Bezuges von Krankengeld. darübcr­
hinaus wr höchstens weitere 24 Kalelldermonate einer Ar­
beitsunfahigkeit". Während des ersten J:l.hres kam also a­
ne: Ausfallzeit nach § 12591 Nr. I Zur Anrechnung, im
Anschluß eine Beirn.gszeit. Der Grund der Regelung war
folgender: Seit dem Rehabilit.ttions:l.nglcichungsgcsttz
war auch die Krankenversicherung Träger der Reh:l.bilita·
tion7~. D:l.raus entstand die Notwendigkeit, den schlicht
kranken Kr:l.nkengeldbezieher vom Rehabilit:l.nden :l.bzu·
grenzen. Der BcgrilTdes Behinderten, der ni~endwoge­
sctzlich definiert W:l.t, hätte mangels Schärfe diese Auf·
g:l.be schwerlich übernehmen kÖnnen. § 1227 11 Nr.8:l.
lit. a sollte die Abgrenzung in formalisierter Weise: lei·
sten7l>: Als Behinderter wurde angeschen. wer einJ:l.hr un­
unterbrochen Krankengeld bczogn . Die Beiträge rur die
beitragspflichtigen Rehazeiten wurden von den Reh:l.bili­
utionsträgcrn - bemessen am Bruttoarbeitsentgelt aus der

69) Geselzzur Beseitigung von Hirten in den gesen;liehen Renten,·c,si.
cherungen und zur Änderung sozialrcchllicher Vo...chriflcn vOm 9.6.
1965, BGBII, 476.

70) Ir.usdruck einer Tcndenz, die ein$Ct1le mit dem MUllersch.ft$ll"
laubJgeseu••piter f 138Sb. Ir.uch du Vorruhöt.ndsgcld. du man (zu­
mindest leilweise) als dureh die Hinde des Ir.rbcitgebc:rs ßicßcndc Sozial­
JmtUng an$Chcn \:ann (vgl ~"ii"". NZIr. 1985, 451). mag man !ucT
IKTlr>Ctl. V g1. § 122711 2 Halbs. 2.

71) Zum S)'su~m im Redl! da gesc:tzl>d>cn Rnucnvc:rsichcrung Do«t•
.....M. in: FcsIKhr. f. Miilk.,Frrimfels. S. fTl. Fußn. 150: "lr.be:r V1CIIndIt
cnc:hnm wir in gar nirnl allzu ferner üit angeudl!' der B....xM Wld
W)dcrspriKhc im S)'st~ nur noch dasm Ende".

72) Ein historisches Vorbild gab c:s um 19JO. als die Ir.rbciuverwahlllll
lkitrigc für die Erh.zltung der ....nwaruduft {ruch damaligem!] RecbtJ
uhlle. vgl. Br-",""""'" (0. Fußn. 11). 700h 11 (29. Narntrag. Mai 1967).

73) Für die Unfallvcnichc:rung vgl. f 5391 Nr. 17 RVQ, ebenfalls ......
gäuhrt durrn das Rcha....nglG; vgl. a...m die Darstellung da- Enlwidl"",
in BSG. SGb 1987. 428 (430).

74) Der Begriff" RchabiliU!iOfUlrigcr" ist gc:se'l2lic:h dc:fjnicrt in 1111
Relu..... nglG.

75) .. Bdtindcrung ;SI eine körperlirne. geistige oder seelische ScÖnIlIl>
die vOn gewiuc:r s<:hwere und Dauer sein muß." So dcfmien ~ludiJl (0.
FuOn. I), Rdnr. 339; vgl. BSGE SI. tn (IN).

76) Begt. des Regienmgsemwurfs zu N'.3S Reha....ngIG. BT.D.7/
1237, S. 69.

77) Erstmals brachte die am 1. 8. 1986 in Kraft getretene Novelle des
Schwe.behindenc:ngesc:tzes - BGB! r, 1421 - eine gcse'lzliche Definition,
die auch formalisierend arbeitel: '3 I SchwbG: "Behinderung im Sinnc
dieses Gesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden
Funl:tionsbccintr:ichtigung. die auf einem regelwidrigen körpt.lichm.
geisligen oder seelischen Zustand beruhl. Regelwidrig ist ein Zumnd, 00
VOR dem rur das lc:bensaher t)'pischen abweicht. Als nicht nur vonibcry­
hcnd gih ein Zeitraum von mehr als 6 Monncn......
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Zeit vor der Behinderung - erbracht (§ 1385 LII lit. f., IV
lit. g a. F.).

Noch weiter ausgedehm wurde die Versicherungspflicht Be­
hinderter - und zwar in zweifacher Hinsicht - durch das GesC{z
über die Sozialversicherung der Bchindcrten (SVBG). Nach den
§§ I bis 3 SVBG sind Personen, die in Werkstätten rur Behinder­
te (Begriff: § 54 SchwbG) oder ähnlichen Institll!ionen beschäf­
tigt sind, versicherungspflichtig. Beiträge sind am Arbeitsentgelt
(mindestens aber 70% des Durchschnittseinkommens aller Versi­
cherten, § 8 SVBG) zu bemessen. Sie werden vom Behinderten
und vom Träger der Werkstatt. der gern. § 31ll SVBG als Ar­
beitgeber gilt, hälftig getragen (§ 3 [SVBG i. V. mit § 1385 I1Ia,
IVa RVO). bei niedrigeren tarsäehlichen Entgelten bringt der
Träger die BeiTräge Teilweise allein auf (§ 9 SVBG)78.

Nach § 1227 [I Nr. 3a i. d. F. von 1975 sind - subsidiär zu
Nm. 1a und 8a - Behinderte. die sich besTimmten berufsfcirdern­
den Maßnahmen unTene.iehen, ohne EllIgclt oder eine Lohner­
SJtzleistung zu beziehen. pflichtversichert. Die Beiträge. bemes~

sen am Wert von KOST und Wohnung (§ 1385 llf lit.g, § 171
Nr.3 SGB IV i. V. mit der jeweils giiltigen Sachbczugsverord~

llung7'l, trägt der Arbeitgeber allein (§ 1385 IV a, F.).

Damit war der äußerste Punkt der Versicherungspflicht
fijr Behinderte erreicht. Einschneidende Änderungen in
der entgegengesetzten Richtung wurden allerdings erst
durch die H:ltlshahsbegleitgesetze 1983 und 1984 durchge­
setzt.

Das Haushaltsbegleitgesetz 1983 schloß diejenigen, de­
ren Rehabilitationsträger die Bundesanstalt für Arbeit
war, von der Versicherungspflicht aus und stellte sit' den
Beziehern von Arbeitslosengeld ete. glcich (§ 1227 [I
Nr. 8a i. d. F. des Haushaltsbegleitgesetzes 1983, § 12591
N r. 3 a !Übergangsgcld I; § 1385 a), deren Beitragszeiten
wie erwähnt durch dasselbe Gesetz in beitragspflichtige
beitragslose Zeiten vnwandclt worden waren. Für die
Ausfallzeiten der Bezieher von Übergangsgcld nach § 59 1
AFG zahlt die Bundesanstalt gem. § 1385a die Beiträge­
bemessen an der Sozialleismng.

Vollends fiel Nr.8a dem Haushahsbegleitgesctz 1984
zum Opfer (mit § 1385 IIllit. f., IV lit. g a. F.): Rehabilita~

tionszeiten sind nUll mehr ebenfalls und insgesamt zu Aus­
fallzeiten degradiert; im Unterschied zur Lage von 1957
bis 1974 und zu den Fällen, in denen § 1259 J Nr. I auch
von 1975 bis 1983 galt, werden sie im Grundsatz Iwr ange­
rechnet, wenn eine Lohncrsatzleistung bezogen wird
(§ 12591 Nr. 1 lit. b~.

Das Haushaltsbeg1citgesetz 1983 diente dar(ibcrhinaus in­
soweit als Vorbild, als auch diese Ausfallzeiten den Wech­
sclbalgeharakter er!liehen, also beitragspflichtig wurden
(§ 1385 b). Die Beiträge sind auch hier an der Lohncrsalz­
leistung bemessen (§ 1385b 15 i. V. mit § 1385a S. 2), Neu
ist - der Phantasie sind keine Grenzen gesetzt! -, daß nun
die Rehabilitanden die HälfTe des Beitrags aus der Lohner­
satzleisrung selbst erbringen müssen. Betroffen sind da­
von neben den Rehabilitandell aber auch die kurzzeitigen
Bezieher von Krankengeld, die ebenfalls für die Ausfall­
zeiten selbst Beiträge zahlen mllssen81 • Schließlich: Wer
krank ist und keill Krankengeld oder ähnliches bezieht,
kanll - gewissermaßcll als Ausnahme vom angegebenen
Grundsatz - durch freiwillige Beiträge eine Ausfallzeit er­
werben (§§ 12591 Nr. [lit.b, 1385b 11),

cl) Die Olfmmg der Relltellvmichenmg, §§ '1227 J 1 Nr. '1,
12JJ). Nach § 1227 I1 Nr. 9 sind Selbständige - auf An­
trag, den zu stellen in ihrem Belieben stehr82 - pflichtversi~

ehen. Sie zahlen Pllichtbeiträge bemessen am Bruttoar­
beitseinkommen aus der selbständigen Erwerbstätigkcit
(§ 1385 IIllit. b, IV 1it. b).

Konstruktiv mutet das kurios an: Ein Selbständiger
kann sich freiwillig, aber dann unentrinnbar der Versiche-

rungspflicht unterwerfen. Die Vorschrift ist Ausdruck ei­
nes zentralen Anliegens der Relltenreform 1972, der
Forderung der Öffnung der Rentenversicherung über den
Kreis der abhängig Beschäftigten hinaus, In ihr trafen sich
zwei Tendenzen; Sie lag einerseits auf der schon länger
von der SPD verfochtenen Linie der Volksvcrsicherung8J

,

andererseits kam sie der Klientel der FDP zugUtcfl.l. Auch
die CDU/CSU-Opposition hatte hinsichtlich des "Ob"
der Öffnung demnach keine Schwierigkeiten. Dagegen
waren freilich - aber ohne Erfolg - die Gewerkschaften85.

Von der Opposition stammte der Vorschlag der Pflicht­
versicherung auf Antrag86• Die Konstruktion vermeidet
die praktischen Schwierigkeiten bei der im Fall einer ech­
tcn POichtversicherung erforderlichen vollständigen Er­
fassung aller Selbständigen, andererseits entzieht sie Höhe
und Anzahl der Beiträge, im Interesse der Rentenfinanzen
und um Niedrigrenten zu vermeiden. der Disposition der
Selbständigen.

Im Lauf des Gesetzgebungsverfahrens erweiterte die CDU ihr
Konzept um die Möglichkeit freiwilliger Bcitragsclltrichtung fUr
(fast) jedermann - insoweit die Konzeption des Ikgierungsenr­
wurfs aufgreifend. So entstand die Kombination von Nr. 9 lind
§ 1233. die schließlich Gesetz wurde - im Rahmen des vorn Bun­
destag mit einer Enthaltung angenommenen Ilelltenreformges<:t­
zes87 . Die Möglichkeit der freiwilligen Versicherung, die nach
der endgültigen Fassung freie Wahl hinsichtlich Anzahl und Hö­
he der Beiträge eimäum{CEIIl, ist aber rur Selbständige in aller
Regel nicht inreressam, da die freiwilligen Beiträge bei der Halb­
belegung (vor allem § 1259 111) nicht berücksichtigt werden, so
daß keine (vor allem keine AusbiIJungs-)Ausfallzt'itcJ1 in An­
rechnung kommen. die doch gerade den besonderen Wert der
gesetzlichen Rentenversicherung aUSIllKhen.

Verständlich ist § 1233 n. F, nur, wenn lTlan ihn als ein
erstes Ergebnis der Diskussion um die eigenständige Si­
cherung der Frau etwa seit dem 1. Witwerrentel1lltteil des
BVerjG'if! begreift. Aueh die nicht erwerbstätige Frau hat
Tllm die Möglichkeit, ohne Vorversicherungszeit - wie
vorher erforderlich - etwas Hir ihre Altersversorgung zu
tun, wobei die Beiträge am jeweiligen Überschuß des Fa­
milielleinkolllmens ausgerichtet werden können. Ein dop­
pelter Pllichtbcitrag aus delll Einkolllmen des Mannes wä­
re ftir die meisten Familien unbezahlbar gewesen90. Nur:
die der Familie in der Regel allenfalls möglichen Niedrig­
beiträge mhren eben auch zu Niedrigrel1ten, so d:lß die
Regelung einen allerersten, reichlich schwächlichen Ein­
stieg in die eigellställdige soziale Sicherung der Frau dar­
stcllt91

•

78) \luchtc auch dic Ersullung~~nspriiche gcgen den Kostemrliger
gem. § 31V SVBG sowie gegen den Bund gem. § 10 1SVlJG_

79) Ai,hb""g~r, Nm. 50--52.
80) I" BudlSl. a des § 12591 Nr. 1~tecken die Regelungen von 1957 bis

1974 sowie von 1974 bis 1983!
81) Für den Fall. daß die ErfUl1ung der H.lbbdegung gem. § 1259llJ

nichl mein möglich (oder zwei(elha(t) ist, zahh dcr Kr~nke Pnichtbeitrli­
ge. ohne duen (gesichenen) Vorteil d.von zU h~ben. Dos llSG, d~~ über
dcn F,l1l (reilich 'Zunächst noch nirhr ZU enrschciden hme. h~h dies unter
dem Gesichtspunkt der Art. 21 und 31 GG i. V. mit dem Sozi,l~ta"~prin_

zip (ür v"f.ssungsrechdich nicht unbedenklich (BSe, SGb 1987. 428
[HJJ). Mirderweile hat es offenbar eincn VeTSloß gegcn Art. 3 GG ange­
nomme" (BSe, ßcschl. v. 24. 6. 1987 - 12 RK 57/85).

82} Umcrschied lu Nr. 8.
83) Mi,h~I"<y, Sozialer FOrlSchrilt 1984. 138, bei Fußn. 38; vgl. .uch

Ka,mtllgitjJer, FAZ v. 8. 9. 1987: ,,'" die ArbeimehmCr\'ersichernng war
damit Zur Volksversicherung gewordcu."

84) M;(h~lslry. 50li.ler Fonsehriu 1984, IJSf
85} Renfcuversicherung 1972, 35.
56} lJT-Dr6f2153.
87) Vgl. BT-Sten.Brr. v. 21. 9. 1972. 198. Sitzung. S. 11711.
88) VgJ.jetll.ber § 1255b, ,. umen bei fußn. 163.
89) BVtifCE 17. 1ff.
90) l3l~eg. BT-Dr 6/2916. S. 37.
91) Näher sogleich unter e.
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Die gewisse Attraktivität, die die freiwillige Versiche­
rung noch haben mochte, beseitigte das H311shahsbegleit­
gesetz 198492

, indem es rur Berufs- und Erwcrbsunfahig­
keitsrcntcn das Erfordernis der Vorversicherungszeit (36
Monate versicherungspflichtige Beschäftigung vor Ein­
tritt des Versicherungsfalls, § 124611, lIa) im gleitenden
Fünfjahreszcirraum einfiihrrc. Freiwillige Beiträge verhel­
fen jetzt nicht mehr zu einer Bcrufsunfahigkeitsrcllte9J

.

Wichtig ist noch, daß eine übcrg:mgsregelung die höchst
attraktive Möglichkeit der Nachcncrichtung von Beiträ­
gen ftif die Vergangenheit ftif heide Formell der gcwill­
kürten Versicherung vorsah (Art. 2 § 51a I, 11 ArVNG,
bis 31. 12. 1973).

e) Millurschaji Imd Killdererzicilimg Seit 1957 wurden Zei­
ten, in denen eine versicherungspflichtige Beschäftigung
durch Schwangerschaft oder Wochenbett unterbrochen
ist, als Ausfallzeiten berücksichtigt. Mutterschaft als
"krankheitsähnlicher Zustand"'" wurde so den Krank­
heitsfallen gleichgesteIlt95 • Zu einem nächsten Schritt wäre
es beinahe im Rahmen der Relltenreform 1972 gekom.
men. Die rentenrechtliche Sicherung der Frau war einer
der Schwerpunkte der Reform. Neben dem Vorhaben der
Reform der rentenrechtlichen Folgen der Scheidung (Ver­
sorgungsausgleich) und der Öffnung der Rentenversiche­
rUllg fiir die Hausfrauen war ein "Babyjahr" geplam: Für
jedes lebend geborene Kind sollte eine Versicherte einen
dynamisierten Rcntcnwschuß in Höhe von 70% dcr allge­
meinen Bemessungsgrundlage (also gleich bewertet) er­
halten%. Mit dem Argument, die vorgeschlagene Lösung
benachteilige die nicht versicherten hallen, brachte die
Opposition diesen kostcmrächtigen Teil der Relltenre­
form zu Fall. Aber auch die soziallibcrale Koalition war
anscheinend daran nicht weiter interessiert, delln im
stracks nach den glorreich gewonnenen ßundestagswah­
Jen verabschiedeten Rentenreformrcparaturgesetz wurde
dieses Anliegen nicht weiterverfolgt'J .

Der Umstand "Kind" spielte erst ab 1979 wieder eine
größere Rolle, als - nicht lange vor der Bundestagswahl
1980 - das Mutterschaftsurlaubsgesetz'J8 mit dem MUHer­
schaftsurJaub bis zum 6. Lebensl1lonat des Kindes (§ 8a
MuSchG a. F.) diese Zeit zur Zeit der Versicherungspflicht
erhob (§ 12271 Nr. 11 a. F.). Der Kunstgriff des § 1385
IVa a. F. 99 sorgte dafiir, daß Beitragszeiten im teclmischen
Sinn entstanden (vgl. § 1250 Ja). Die Finanzierung über­
nahm in einer befristeten Regelung der Bund (Art. 7 11
Mutterschaftsurlaubsgesetzl~ durch Erstattullg der Bei­
träge, die gern. § 1385 11 i am Mutlerschaftsllrlallbsgeld
bemessen wurden - eine gegen die Einwände der Opposi­
tion lOI , die am Brmtoprinzip festhielt, durchgeserzte zu­
kunftsträchtige Neuigkeit. Die Befristung wurde vor al­
lem damit begründet, daß man der aufgrund des 2. Wit­
werrentellurtei!s des B VeifG bevorstehenden Neuordnung
der gesetzlichen Rentenversicherung nach dem Prinzip der
Gleichberechtigung nicht vorgreifcn wollelO2.. Als es aber
dann um die Verlängerung der Finanzierung ging, verwies
die Bundesregierung (Schmidt) schlicht auf die angespann­
te Haushaltslage, so daß letztlich die Kosten dieser werbe­
wirksamen Reform an den Rentenversicherungsträgern
hängen blieben lOJ.

Der nächste Schritt - nicht durch Nichtstun, sondern ­
durch Handeln des Gesetzgebers war das HaushaItsbe­
glcitgesetz 1984, das die Zeit zur (beitragslosen) Ausfall­
zeit machte. Das fijhrte zwar zu einer Einschränkung des
Kreises der Begünstigten - die Zeit war nur noch renten­
steigernd und abhängig von der Halbbelegung, § 125911I
-, sollte aber in den meisten Fällen eine Höherbewertung
und Gleichstellung mit anderen beirragslosell Zeiten be-

wirken: Ausfallzeiten werden ja gern. § 1255a [[l nach
dem bisherigen Verdienst bewertetl(}.l.

Eine Kehrtwende brachte schließlich das HEZG: Nun­
mehr wird die Zeit der Kindererziehung als Pflichtversi­
cherungszeit gewertet (§ 1227a), Hir die gern. § 1385 VI­
dem Nachfolger also von § 13851Va a.F. - die Beiträge
als durch den Bund entrichtet gelten. Die Finanzierung
scheim mit der Regelung über die Aufwendungserstat­
tung in § 1395c solider geregelt als mit der Beitragserstat­
tungsregelung VOll 1979. Aufwendungen werden aber erst
später entstehcn. Ob es dann bei § 1395c bleibt, ist sehr
die Frage. Die Rentellversicherungsträger jedenfalls sind
darüber besorgt. daß der Bundesfinanzminister die Finan­
zierung nur bis 1989 zugesagt hatlos.

Zu einem Versicherungsverhälmis kann entgegen dem
ersten Anschein auch eine Kindererziehungszeit vor dem
I. I. 1986 fUhren. Diese Zeiten sind unter den Tatbestän­
den der Versicherungspflicht nicht genannt, sondern wC'r­
den gem. § 1251 a auf die Wartezeit angerechnet, wirkC'n
also rentellbegründend und relltellsteigernd. Der Gesetz­
geber hat sie als Versicherungszeiren eigener Art ausgC'­
staltet lO6. Dem ist zu entnehmen, daß diese Kindcrerzic·
hung nicht nur ohnehin Versicherten zugute kommen soll.
Dcmnach muß die Erziehung von Kindern vor 1986 alldn,
gegebenenfalls zusamlllell mit Zeiten der freiwilligC'n
Nachversicherung gem. Art. 2 § 51 b ArVNG zu einem
Versicherungsverhältnis fuhrcn lll7. Man sicht, daß die Ge­
setzestechnik nicht besonders gelungen ist.

Die Mutterschaftsurlaubsausfallzeit konnte aufgrund
der Reform aus § 12591 Nr. 2 gestrichen werden.

Neuerdings hat der Tatbestand "Schwangerschaft, G~'"

burt und Kindererziehung" auch fur das vorgezogene Al­
tersruhegeld fur Frauen gem. § 1248 1II Bedeutung er­
langt. Diese Regelung, die allS dem Jahre 1957 stammt,
wurde ursprünglich mit der Doppelbelastullg der Frau
durch Haushalt und Beruf gerechtfertigt. Als Grund der
Hegdung wurdc angcgeben, "daß die versicherte Frau ei­
nen Doppelberuf als Arbeitnehmer (t) und Hausfrau erfUHt
hat, der eine frühzeitige Abnutzung der Kräfte und damit
frühzeitige Bemfsunfahigkeit hervorruft. "lI)! Daher gC'­
währte der Gesetzgeber die Möglichkeit, vorzeitig in den
Ruhestand einzutreten nach einer Wartezeit von 180 Mo-­
llaten, wenn die Versicherte in den letzten 20 JahreTl vor
dem Versicherungsfall überwiegend eine versicherungs­
pflichtige Beschäftigung oder Täti~keitausgeübt hat. Die­
sen Gesichtspunkt hat das B VeifG O'l nicht fiir ausreichend
gehalten, die kompensatorische Diskriminierung in
§ 124811I :mgesichts des Art. 311 GG zu rec!Hfertigen. Es
zog vielmehr (neben dem typischen Ausbildungsddlzit

92) Zu früheren Ei,,~hriinkungc" vgl. weiter ""Ien.
93) Vgl. R"IQnd, hmRZ 1986,952 mil Fußn. 33.
94) Blq (0. FuOn. I), S. 212. C 1lI2c.
95) § 12591 Nr.2 verhöh sich also zu § 12591 Nr.l wie § 195ff. '"

§§ 182fT.
96) B1'-Or6/2916, S. 5: § 1260c, S. 37 und 41.
97) 4. RVÄndG v. 30. 3.1973. DGBlI. 257.
98) BGBIL 797.
99) "Bei Versicherlen nach § 122711 Nr. 11 gehen die !'fljchtbei"'gr

als rmrichlet."
IOO} Ai<1,brrgrr Nr. 911.
101) Slellungnahme dcs Bundcsrzlcs. B1'-OR g/2613.
1(2) BT_Dr g/U13. S. 10, dagegen der UR, S. 20.
103) Z" Recht kril_ der SOli.lbcirat in <einem GUlachten zum Ren,<:",'

anpassungs~richl BT_Dr 8/3845. S. 102.
1(4) Vgl. die Begr.. BT-Dr 10/335.
105) Rentenversicherung 1984.208.
106) Bcgr. des RegE. BR-Or 500/H S. 30 r. Sp.
107) Ohne daß dadurch freilich ein Eintrin in die Versieh.nmg nach

§ 1255 IV erfolgl wäre. !legr. wie bd Fußn. 106
108) ßT-Dr lIf3080. S. 10.
1(9) Um 1987. 539.
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und den Niedriglöhnen von Frauen) den Tatbestand
"Kind" heran, der typischerweise Lücken in die Versiche­
rungsbiographie von Frauen reiße. Jedenfalls vorläufig
könnten alle genannten Umstände im Zusammenspiel die
Bevorzugung von Frauen wegen ihres Geschlechtes recht­
fertigen. Im Unterschied zum 2. Witwerrentenurteil hat
das Gericht allerdings kein präzises zeitliches Limit ge­
setzt l1lJ

.

2. Versichertmgifälle und Wartezeit

Kardinalvoraussetzung zum Bezug einer Versicherten­
rente ist der Eintritt des Versicherungsfalles. Versiche­
rungsfall ist der Eintritt des Ereignisses (oder der Mehr­
zahl von Ereignissen), gegen das der Versicherer den Ver­
sicherten absichern SOllIlI. Die fur Versichertenrenren re­
levanten Fälle sind in den §§ 1246 (Bcrufsunfahigkeit),
1247 (Erwerbsunfahigkeit) und 1248 (Alter) geregelt. In
der gesetzlichen Rentenversicherung ist darüberhinaus die
Erflillung der Wartezeit erforderlich, die den Bezug einer
Rente von einer - verschieden lang ausgestalteten ~ Min­
destzugehörigkeit des Versicherten als in der Regel zahlen­
des Mitglied zur Versichertengemeinschaft abhängig
macht l12.

a) Beruft- und Erwerbsrll!ftilrigkdl, "lIormale" Alurgrel1'u (65
Jahre). Wegen des engen Zusammenhangs, der zwischen
den Änderungen der §§ 1246, 1247 und des § 1248 V
durch das Haushaltsbeglcitgesetz 1984 besteht, müssen
diese Vorschriften zusammen behandelt werden. Die Än­
derungen, denen die genannten Paragraphen unterzogen
wurden. sind Reaktionen auf die Rechts~rechungdes Gro­
ßeu SeIJll!S des BSG, der 1969 und 19761 l auch Versicherte
als berufsunf:ihig angesehen hatte, die z. B. krankheitsbe­
dingt nur noch teilzeitarbeitsfahig waren, so zwar mehr als
die gesetzliche Lohnhälfte hätten verdienen können, hin­
sichtlich der Restarbeitsf:ihigkeit aber keinen Arbeitsplatz
fanden lH . Diese Rechtsprechung fiihrte dazu, daß vor al­
lem Hausfrauen in den Genuß einer ßerufsunfahigkeits­
rente kamen, wenn sie nach fUnfjähriger Beitragszahlung
(Wartezeit gelll. § 124611I) tlnter Umständen in jungen
Jahren aus dem Erwerbsleben ausgeschieden waren oder
die Beitragszahlung eingestellt hanen. auch wenn sie ­
wegen der langen Wartezeiten - eine Altersrente nicht hät­
ten beziehen können, Zunächst nur leicht gegensteuernd
hatte der Gesetzgeber diese Rechtsprechung akzeptiert,
wie die §§ 1276 I 2, JII Halbs. 2115 und 1321 I 11\6 zeigen.

Einen radikalen Einschnitt vollzog das Haushaltsbegleit­
gesetz 1984: In ihrer Begrlindung fiihrte die Bundesregie­
rung an. .,daß bei einem beträchtlichen Anteil der Versi­
cherten die Remen wegen verminderter Erwerbsfahigkeit
nicht ausgefallenes Arbeitsenrgelt wegen Minderung der
Erwerbsfahigkeit ersetzen. sondern eine Art vorzeitiges
Altersruhegcld darstellen.. Durch die fvorgeschlagene
Neuregelung] wird die Lohnersatzfunktioll dieser Renten
verstärkt und ihre nicht beabsichtigte Ersatzfunktion eines
vorzeitigen Altersruhegeldes abgebaut."117 Offenbar nach
dem Vorbild einer Variante in § 1260 12 wurde mit § 1246
Il a (entsprechend § 1247 11 a) eine neue, ' Quasi-Wartezeit"
VOll 36 Monaten innerhalb eines gleitenden Flinfjahres­
Zeitraumes vor Eintritt des Versicherungsfalles einge­
fUhrt l18. Gleitend, weil bestimmte Zeiten, z. ß. Ausfallzei­
ten oder fünfJahre Kindererziehung nicht in die Frist ein­
gerechnet werden 119,

Die vorherige Rechtslage mag systelllwidrig gewesen
sein, insofern sie der Rentenversicherung über das Risiko
ausschließlich gesundhei tsbedingter ßerufsunfahigkeit
hinaus auch das Risiko der Verwertung der Restarbeits­
kraft auf dem Teilzeitarbeitsmarkt zuschob. Die Restrik-

don beseitigt aber nicht nur diese Ungereimtheit, sondern
versagt u. U. auch im Fall ausschließlich krankheitshe­
dingtet Berufsunfahigkeit die Rellte121J. überdies muß
man sehen, daß viele Frauen nur aufgrund des Systcm­
bruehs seitens des ßSG an eine eigene Rente kamen l21

•

Dem Haushaltsbegleitgesetz 1984 gins es offensichtlich
weniger ums System, sollte doch die Anderung eine Er­
sparnis von 2,715 Mrd. DM von 1984 bis 1987 bringen.
Aufgrund der - im RegierungseIltwurf noch nicht vorge­
sehenen - übergangsregclung in Art. 2 § 7b AnVNG,
Art.2 § 6 Abs. 2 ArVNG verringerte sieh die prognosti­
zicrte Ersparnis allerdings auf 1,6 Mrd. DM l22

.

"Zum Ausgleich sollen künftig alle Versicherten bereits vom
vollendeten 65. Lebensjahr ein Altersruhegeld erhalten, wenn sie
eine Wartezeit von 5Jahren $latt wie bisher VOll 15 Jahren zurück­
gelegt haben. Dies hat vor allem Bedeutung rur die Versicherlen,
die künftig eine Rente wegen verminderter Erwerbsfihigkcit
nicht mehr erhalten können und nur die kurze Wartezeit fur diese
Rente (5Jahre) und nicht die bisherige Hingere Wartezeit fiir ein
Altersruhegcld vom 65. Lebensjahr an erflillen"llJ, ein weg~·n des
Sparimpctus kärglicher Ausgleich. So jedenfalls erhielt § 1248 [
i. V. mit VII 3 seine heutige Gestalt.

Bemerkenswerte EntwieklungCll brachte insoweit zuletZt das
HEZG: Zunächst wurde der Texi der §§ 124611a. [247 lIa durch

HO) Für wohl heute schon verf3ssungswidrig h.h ßor(hm. Die Be­
rücksichtigung f3mili'rer Kindererziehung im Recht der gesetzlichen
Rentenversicherung. 1981. S. 133-138. die Vorschrift. Das ßSG nimmt
vorläufige Verfassungs",äßigkeit an (ß5GB 53, 1071108]). Du BAG iSI
mit § 124811I uneingeschrä"kt einverstanden, ßAGE 68, 65 (71). Vgl.
auch die Prognose bei RIO/dlla, F3mRZ 1986. 95Of.. dort in Fußn. 7 w.
Nachw.

Nach Abschluß des Manuskripts h3t der Bundestag das Kindererzie­
hungslcistungsgesetz - KlG - beschlossen, das am 13.7. 1987 in Kraft
getreten ist (BGBlI. 1585. RcgE BR-Dr60/87, BT-Dr 111197). D3nach
erhalten die Frauen der ~burtSjahrgänge vOr 1921. die "on, I-IEZG nicht
begünstigt worden waten. eine Kindererziehungsleistung. wobei die ver­
schiedenen Gebunsjahrgänge in vier Stufen in den I\nwendungsbereich
des Gesetzes hineinwachsen. Für die Arbeiterrentenversicherung ist
Standort der - neue - sechste Abschnitt des Art. 2 des ArVNG - §§ 62 bis
67. D,e Leistung ist 3ber nicht "Rente". sondern ..eine Leis1Ung eigener
An" (BT-Dr 11/197, S. 9 und 11 lzu § 66]). Die Rentenversichcnmg ist
nur Zahlstelle: Einzige Voraussetz"ng ist die Lebendgeburl eines Kindes
(§ 62 I). Die Kosten trägt der Bund (§ 671). Zur Höhe der Leistung siehe
Fußn. 170. Kril. zum KLG: v. Ei/lnll, NJW 1987. 3100.

(11) Blq (0. Fußn. I), S. 134. C I 1b. S. 204/f.. C 1II la.
112) Blq(o. Fußn.I).S.284,CIV 3baa(2).
113) BSGE 30, 167 u. 192; 43, 75.
114) Dazu und ZUm komp1i~ierten Begriff der Berufsunf:ihigkeit Schu­

liM (o. Fußn. 1), Rdnrn. ~38If. (467); Blry (0. Fußn. 1), S. 2141f.. 00. 220.
C III la. ßerufsunf:ihigkeit wird angenommen. wenn der Versicherte bin­
nen einen J3hrC"S vOm Arbeitsamt nicht vermiltdt werden kann. soge­
nannte konkrete Belrachlllngsweise.

115) Eingeftihrt durch das 20. Rel1tenal1paSSUtlgsge.ct~, leicht modifi_
ziert vom HßegleitG 1983.

116) Neufassung dureh das RCl1lenallp3ssungsgelezt vom 1.12. 1981.
BGBtI. 1205.

1(7) Begr.. BT-Or 101335. S.6O; zu den dogmatischen Schlußfolge­
rungen (Element des Versicherungsfalles?) Blry (0. Fußn. 1). S.2N. C
III b Ir.

118) Vgl. Lmlu'ig. Rentenversicherung 1984.44. Bei SthuUII (0. Fußn.
I), Rdnr. 473, als" Vorversicherungszeit" bezeichnet.

1(9) Die Änderung entwertet nicht nur die freiwilligen Beilr~ge, son­
dern aueh den Vorsorgeul1lerhaltl1ach § 1578111 BGB. Erma/l·Ditlk",,,m,,
BGB. 8.l\ull.. § 1578 Hd"r. 38,

Für diejenigen. die bei l"krafttreten des HBcglcitG 1984 schon die
6Omonatige Wartezeit erHillt halten. sieht eille übergangsregehtt1g. die im
Regicrungsentwurf noch nicht emhalten war, vor. daß sie sich durch
Zahlung von Beiträge11 - auch ohne daß sie \'ersicherttngspmchtig br­
schHtigl waren - die Aussichl auf eine Berufsunf:ihigkeitsreme erhalten
können (Art. 2 § 6 tl ArVNG). Dieser Klausd verdankt die Neufassllng
ihre Vereil1barkeitmlt Art. 14 GG: IjVr~. SGb 1987. 464 (467), wobei
die Entscheidung allerdings nur Versichene belrifft. die \'On An. 2 § 611
begünstigt sind.

120) So die Kritik vOn LlIJwig, Rcme'l"ersicherttng 1984. 47f.
121) Zur unzureichenden sozialen Sicherung dcr Frau: Gutachten der

Sach,·ersl~ndigenkommission.Rdnrn. 15 bis 52.
122) 13T-Dr 10/335. S. 52; ßVrif<]. SGb 1987.464 (467).
123) BT-Dr 10/335. $.60.
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Einschub des Satzes "die nicht mit BeitTägen fiir eine versiche­
rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit belegt sind" CT­

gäm:t. So sollte vermieden werden, daß KindercrzichungszcitclI
sowohl zur Verlängerung wie zur Füllung des FünfjahrcszcitTau­
mcs dienen können12\ dcnn seit dem l. L [986 sind Zeiten der
Kindererziehung ab diesem Zeitpunkt fiiT das erste Lebensjahr
des Kindes gem. § 1227a Zeiten versichemngspflichtigcr Tärig­
kcit l25 , Dadurch dürfte einigen Frauen der Weg zur Bcrufsunfa­
higkcitsrcnte wieder geöffnet werden. Nebenbei: Aumllig ist,
daß das HEZG rur die Kindererziehung ein Jahr ansetzt. obwohl
die §§ 1246 [la, 1247 [la hierfUr noch fiinfJahre rur erforderlich
hielten!

Schließlich hat das HEZG im Rahmen des § 1248 V, VII3
Auswirkungen, mit denen die Regierung 1983 wohl noch nicht
rechnete: Nun ist es durchaus vorstellbar, nur durch Kindererzie­
hung (fUnfKinder oder z. B. drei Kinder und zwei Jahre Beitrags­
zahlung nach § 1233 bzw. Art. 2 § 51 b ArVNG) die Wartezeit
fUr das A[tersruhcgeld zu erfUJlen 'u. Am einen Tag wird gespart,
am anderen ein Tl."il des Ersparten unter gewandeltem ideologi­
schen Vorzeichen als wahlkampfwirksame Wohltat wil."der zu­
rückgegeben. ohne daß die Finanzierung aufsoliden Füßen stün­
do.

b) Flexible Alrersgrellu (§ 1248 I). Eines der Hauptanliegen
der Rentenreform von 1972 war die Einfiihrung der flexi­
blen Altersgrenze. Vorher konnten nur Frauen 127 und Ar­
beitslose vor dem 65. Lebensjahr Rente beziehen. über die
Notwendigkeit, dem Arbeitnehmer auch llll übrigen die
Möglichkeit zu geben, schon frliher eine Rente zu bezie­
hen, bestand allgemeine Einigkeit. Die negierungsbe­
gründlIng verweist insoweit auf demoskopische Untersu­
chungen und fiihrt aus: ,,(Die) Leiswngskurve des Men­
schen hängt nicht nur von seinem Alter ab. sondcrn ver­
läuft je nach dessen körperlich - geistig - seelischer Kon­
stitution und den an ihn gestelltt~n Berufsanforderungen
sehr unterschiedlich. Daher ist es notwendig, die bisherige
starre Altersgrenze durch eine flexible Regelung zu erset­
zen. die dem einzelnen größere Freiheit und mehr Selbst­
bestimmung in bezug allf seinen Lebellsabt'nd ein­
räumt. "128

Hinsichtlich der Rentcnhöhe forderten die Arbeitge­
ber 129

, die vorgezogene Rente um einen versicherungsma­
thematischen Abschlag zu klirzen. Gewerkschaften und
Bundesregierung konnten sich dagegen aber mit dem Ar­
gument behaupten, dann könllc das flexible Altersmhe­
geld nur noch von ßesscrverdiellenden in Anspruch ge­
nommen werden. Es blieb dabei, daß eine Rentenkiirzung
nur dadurch eintreten würde, daß aufgrund der klirzeren
Versicherungszeit über die Anwendung der Remenformcl
eine Kürzung quasi-automatisch stattfinder ("Formelab­
schlag")uo.

Politisch umstritten war vor allem. ob neben dem Ren­
tenbezug noch eine Erwerbstärigkcit möglich sein solltl'.
Mit dem Argument, der flexible Rentner müsse sich im
Falle nur begrenzten Zuverdienstes einer bürokratischen
Kontrolle unterziehen\31, setzte sich die CDU/CSU Op­
position durch und ermöglichte unbeschränkten HinzlI­
verdienst. Doch sofort nach der gewonnenen ßundestags­
wahl erfolgre die Revision seitcns der Regierungskoalitioll
im Wege des erwähnten Reparatur~esetzes:Zulässig blieb
nur geringfügiger Hillzuverdienst U, (hellte 1000 DM; vg!.
im einzelnen § 1248 IV). In der Ausgesralnlllg ist die flexi­
ble Rente freilich durchaus ambivalent: N ur die können sie
beziehen, die in 35 Versichcrtmgsjahren llJ eine Versiche­
mngszeir (§ 1249) von 15 Jahren zurlickgelegr haben. Nur
wenn man sich wirklich verausgabt hat, soll man mit 63
seine Ruhe haben. Angesichts dessen fallt es schwer, unbe­
fangen von Freiheit und Selbstbestimmung am Lebens­
abend zu sprechen. Diese "Selbstbestimmung" wird noch
von einer kündigungsschutzrechrlichen Begleitregclllng

geschützt. Das Recht, sich ftir eine Rente nach § 12481 zu
entscheiden, darf dem Arbeitnehmer nicht zum Nachteil
gereichen (Art. 6 § 5 RRG I 3-l).

§ 1248 [ erhielt seine hcutige Fassung nicht schon 1972.
Damals kamen in den Genuß der flexiblen Rente 63jährige
sowie 62jährige Schwerbeschädigte, Berufs- und Er­
werbsunfahige. Mit dem Konsens aller Parteien senkte das
5. Rel1tenversicherungsänderungsgesctz tJ5 für diese zweite
Gruppe die Altersgrenze. Umstritten war 1978 - im Jahr
des 21. RentenanpassungsgesetzeS und knapper Finanzen­
freilich der Finanzierungsmodus, denn das Gesetz ließ fUr
1979-1982 Mehrkosten in der Rentenversicherung der Ar­
beiter und Angestellten in Höhe von 1,2 Mrd. DM erwar­
ten l36. Die Opposition (CDU/CSU) forderte eine Erstal­
tung der tatsächlichen Aufwendungcn durch dcn BUl1dU7,
kOllnte sich damit aber nicht dmchsetzen. Nach dem Ge­
setz übernahm der Bund die Kosten nur rur 1979 bis 198\.
Technisch wurde das durch eine komplizierte Verschiebe­
aktion (Kürzung der Zuschüsse der Rentenversicherung
der Arbeiter und Angesrelltell an die Bundesknappschafr.
die der Bund dann verstärkt bezu~chußte) geregclt l38.
Mittlerweile sind die peinliche Spuren dicser unsolidm Fi­
nanzieTUngsweise. über die sich die Trager der Ilelltenvcr­
sicherung mit Recht beklagen 1J9

, von der vormaligen Op­
position aus dem Gt'setzestexr getilgt!-lO.

c) 59er Regelullg (§ 1248/1). Die Vorschrift hat sich seit
1957 wenig geändert. Sie regelt einen Fall der vorgezoge·
nen Altersgrenze, nämlich auf 60, falls der Versicherte da­
vor 52 Wochen innerhalb von 18 Monaten arbeitslos war.
Bis zum nRG 1972 war I Jahr ununterbrochene Arbeitslo­
sigkeit erforderlich. Im Umfeld der Vorschrift gab es je­
doch Änderungen. Viele Unternehmen hatten dC'l1
§ 124811 genutzt, um sclnver oder nicht kündbare alte Ar·
beitnehmcr doch loszuwerden: Man löste einvernehl11­
lichl~! das Arbeitsverhältnis zum 59. GeburtStag auf. Ocr
in aller Regel nicht mehr verminclbare Arbeitnehmer md­
dete sich danll arbeitslos und bezog (u. U. nach einer
Sperrzeit nach § 119 AFG) Arbeitslosengeld bis zum
60. Geburtstag, um im Anschluß vorgezogenes Altersrll-

124) Begr. des RegE, BR-Dr 500/84. S. 34 (Nr. 16).
125) So. ,lUch ohne d~ß § 1227. ci".. Fiklion wie ~ 1227 1I21·blbs 1

etllhiche. denn im Ulllersehied zUlll Vorruhestand ;$1 dk- veuiehmmgs­
pfliehtige - Eniehung cine ..T~tigkeil". Auch die Erg~l1zu"g vo" .... b­
s31z2. STeil! eine d.hingchmde ObjekTivierung des gcsClzgebcri,chen
Willens du. Anders (.n.loge Anwendung kr.ft r.Lio Icgis) Drdmr.Klllit·
mark, DRV 1985. 542.

126) D.s gill .ueh rur Kindererziehullg vOr 1986.
127) Zum vorgewgcnen Allersruhegcld rur Fuuen gem. § 12-lS 1II si....

he $<:hon oben 11 Ie, ktzter Absotz.
128) BT-Dr 6/2196. S. 37.
129) Zlllll folgende'" S.ehvers,iindige zur Relllenreform. Rent.."veni-

eherung, 1972.35.
130) Vgl. B1'-Dr 6/2196. S. 38.
131) Dozu S,hmkt. n .... B1 1973. 139.
132) 4. IWÄndG (vg1. Fußn. 97); § 124g IV 1, be.chtc ."eh § l2';IQ

IIlJ. 2lIm Neb~nv~rdi~nst~"ch 5c/",/i" (o. Fußn. I). Hdnr. 4n.
133) Nicht 35J.hr~ .. W~nezeit"! ,.gl. 5Ihul;" (0. Fuß". 1). Rdllr. ~n.
134) Ein Beispiel einer Diskriminierung wegeIl der Möglichk.-it. e;11

vorgezogene$ Altersruhegeld in Anspruch zu nehmen. bietet BAGE 68.
65. Die dort ulllecsuchte und unbe'llst.ndct gebliebene 1'n;f"enr3g,k!>u­
sei "erstößt m. E. g~gen den Geist des Art. 6 § 5 RRG. Eine ....·or,gl..;<h<
5ehutzvorsehrift emhiih § 71 VRG.

135) Gesetz v. 6. 11. 1978, BGßI J. 1710.
136) Vgl. Begr. dcs Ell,w"efs der SPD-Fe.ktion. BT_Dr 8/2101. S.6.
137) BR-Dr 812197.
138) Vgl. Art.2 §30~ ArVNG i.d.F. des 5. RVÄndG i.V. lIlil

§ 13141V RVO •. F. Im Ergebnis hef es hier 31so wie bei der befriste''''
Fi","zierung der Mutteuch.ftsplliehtversicherungszeitcl1 n.eh § 122711
Nr. 11. Zu heiden Z1I recht krit. Sozi.lbeir:lt. Gut.ehten (0. Fuß,,- 11)3).

139) Relllenversieherung 1984. 208.
140) Durch du HBegkitG 1994.
141) Zur Ausgest.hung solcher Verdl1b..ullgel1: f'd"dr. ZRI' Int 22.



Hänlein, Einführung in die Entwicklung des Rentenrechls von 1972 bis 1986 NZA Beil. 2/1989 37

hegeId nach § 124811 zu erhalten. Der Arbeitgeber ver­
pflichtete sich, die Differenz zwischen Arbeitslosengeld
sowie Rente und dem ohne Frühverremung zu erwarten­
den Nettoverdienst zu übernehmen sowie die dem Arbeil­
nehmer entstehenden Renlennachteilc (Formelabschlag)
auszugleichen l42

• Mit dem Argument, so werde das Ar­
beitslosengeld rur die betriebliche Personalpolitik miß­
braucht, verteuerte das Arbeitsrorderungskonsolidie­
rungsgesetz dieses Verfahren rur den Arbeitgeber, indem
es im neuen § 128 AFG eine Erstattung des Arbeitslosen­
geldes anordnete. Mittels der neuen Sätze 2 und 3 in
§ 124811 wurde der Zugang zur vorgezogenen Rente er­
schwert.

Ab 1984 wäre aber auch das verteuerte 5ger Modell häu­
fig rur Arbeitgeber billiger gewesen als eine vom Gesetz­
geber erwünschte Vorruhestandsregelung nach dem Vor­
ruhestandsgesetz l43. Daher verteuerte das "Gesetz zur Et­
leichterung des Übergangs vom Arbeitsleben in den Ru­
hestand" in seinem zweiten Teil das 5ger Modell (sog.
5ger Novelle). Es ordnete nämlich an, daß der Arbeitgeber
rur eine Zeit bis zu 48 Monaten die Aufwendungen der
Remenversicherungsträger zu erstatten habe, abzüglieh
der Zeiträume der Erstattung gem. § 128 AFG (§ 1395b,
inzwischen mehrfach geändert). Im Regelfallläuft das auf
einjährige Erstattung des Arbeitslosengeldes sowie drei­
jährige Relltenerstattung hinaus.

J. Bere(hmmg VOll (Zligallgs.)Remell

a) Die Rellleliformel (Eillfiihrullg). Besteht dem Grunde
nach ein Rentenanspruch, wird die Höhe der Rente nach
der sogenannten Rentenformel errechnet. Für die Alters­
renten ergibt sie sich aus § 1254 144 und funktioniert folgcn­
dcrmaßen 145

: Man berechnet zunächst, wieviel der Versi­
cherte, solange er arbeitete, im Vergleich zum Durch­
schnitt aller Versicherten verdiente. Die relative Höhe sei­
nes Verdienstes wird in einem Prozentsatz ausgedrückt, in
den Worten des Gesetzes: dem" Verhältnis ... , in dem der
Bruttoarbeitsentgelt des Versicherten zum durchschnittli­
chen Br.uuoarbeitsentgelt aller Versicherten ... gestanden
hat." (§ 1255 I, 11I). Der Prozentsatz wird bezogen auf das
durchschnittliche Einkommen l46 zur Zeit der Verremung,
auf die sogenannte .. allgemeine Bemessungsgrundlage"
(§ 1255 I, 11). Auf diese Weise sind die Zugangsremen an
die allgemeine Lohnentwicklung angekoppeh. Der Be­
trag, der sich ergibt, wenn man den Prozentsatz auf die
allgemeine Bemessungsgrundlage bezieht, heißt "persön­
liche Bemessungsgrundlage". Für jedes Versicherungs­
jahr, z. B. rur jedes Jahr versicherungspflichtiger Beschäf­
tigung erhält der Versicherte als Qahres-)Rente 1,5% der
persönlichen Bemessungsgrundlage (pB). Der Satz von
1,5%, der sogenannte "Steigerungssatz", ist eine festge­
setzte Größe, die gewählt wurde, "um nach einem ,erftill­
ten Versicherungsleben' von 50 anrechnungsfahigen Jah­
ren in Anlehnung an die Obergrenze der Beamtenversor­
gung einejahresrente von 75% der subjektiven [= persön­
lichen] Bemessungsgrundlage zu erzielen. "ln Für die Be­
rufsunfahigkeitsrente beträgt er I, ftir die Erwerbsunfa­
higkeitsrente 1,5.

Abgekürzt lautet also die Formel fur die Altersrente l 4/!:

Jahresrente = (P x B) x J x St
dabei heißt:
p = Prozentsatz der persönlichen Bemessungsgrundbge
B = allgemeine Bemessungsgrundlage
PxB = pB (persönliche Bemessungsgrundlage)
J = Anzahl der anrechnungsf:ihigen Versicherungsjahre
St = Steigerungssatz

b) AI/gemeine Bemessungsgnmdlage. Bis 1977 entsprach
die allgemeine Bemessungsgrundlage dem durchschnittli-

ehen Brmtojahresentgeh aller Versicherten der Rentenver­
sicherung der Arbeiter und der Angestellten (ohne Lehr­
linge und Anlernlinge) im Mhtel des Drcijahreszeitraumes
(z. B. 1955-1957) vor dem Kalenderjahr (z. B. 1958), das
dem Eintritt des Versicherungsfalles (z. B. 1959) voraus­
ging, Sie wurde nach dieser Regel gern. § 1256 I a. F.
durch Rechtsverordnung festgesetzt.

Eine Änderung in der Berechnungsweise brachte das 20. Rcn­
tenanpassungsgesctz mit der sogenannten., verkürzten Bruttody­
namik"1'9. Die allgemeine Bemessungsgrundlage sollte sich ab
1977 ,.jeweils um den Vomhundertsatz (verändern), um den sich
die Summe der durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelte (I) in
den drei Kalendcljahren vor dem Kalenderjahr, das dem Eintritt
des Versicherungsfalls vorausgeht, gegenüber der Summe der
Durehschniusentgelte in dem Dreijahreszeitraum verändert hat,
der ein Jahr vorher endet." (§ 125511 i.d. F. des 20. RAG). Der
Sinn dieser schwer verständlichen Änderung bestand vor allem
darin, die Lohnemwicklung mit geringerem .. time lag" auf die
Höhe der Neurenten wirken zu lassen, nämlich cinJahr schneller.
Die Regierungsbegründungl50 motiviert das mit der Notwendig­
keit, die Entwicklung von Löhnen und Renten zu harmonisieren.
In Wahrheit handelt es sich, was die Begründung verschweigt,
um eine Sparmaßnahme: Es sollte nämlich verhindert werden.
daß sich die surken Lohnerhöhungel1 aus dem Jahr 1974 (11%)
auf die Remenhöhe in vollem Umfang auswirktenisI.

Vollends von der Einkommensentwicklung abgekoppelt wur­
de die allgemeine Bemessungsgrundlage durch das 21. Rentenan­
passungsgesetz Hir die Jahre 1978-1981, Hir die der Gesetzgeber
die allgemeine Bemessungsgrundlage dezisionistisch - und zwar
niedriger ~ festlegte. Die einschneidende Vorschrift hat er (wegen
schlechten Gewissens?) versteckt in Art. 2 § 11111 ArVNG. Für
1982 galt eine Sonderregelung, die zusammenhing mit der Ein­
Hihrung von Krankenversicherungsbeiträgen der Rentner1S2. Ab
dann sollte es ausgehend vom Wert fLir 1982 (24099 DM) nach
dem im 21. Rentenanpassungsgeserz festgelegten Verfahren wei­
tergehen.

Die Beitragsbemcssungsgrundlage, bis zum 20. Hentenanpas­
sungsgeselz identisch mit der Leistungsbemcssungsgrundlage
(daher: al/gemeine Bemessungsgrundlage), wurde natürlich nicht
gesenkt1S3, denn das hätte Mindereinnahmen bedeutel. Beiträge
nach einer hohen, Leistungen nach einer nie<irigeren Grundlage
zu bemessen. ist eine naheliegende Sparmaßnahme, die sich im
Recht der Krankenversicherung in der wachsenden Differenz
zwischen Grund- und Regellohn wiederfindellw. Daher läßt sich
z. B. am Vergleich det halben Beitragsbemessungsgrenze (früher
das Doppelte der allgemeinen Bemessungsgrundlage \l982
56400 ; 2 = 28200]) mit der allgemeinen Bemessungsgrundlage
1982 (24099 DM = 81%) ablesen, daß sich nunmehr tendenziell
die Beitngsbemessung am Brultolohn. die Leisnmgen hingegen
an der Nenolohnentwicklung orienticren15S

•

Sein heutiges Gesicht erhielt § 1255 11 durch das Haushalrsbe­
gleitgesetz 1984: Erneut wurde die Methode der Anpassung der
allgemeinen ßemessungsgrundlage an die Lohnentwicklung ver­
ändert: maßgebend ist nun die Lohnentwicklung des Voljahres.
Diese Lösung - übrigens schon in den 50er Jahren diskuticrt1S6

­

ruhrt dazu. daß sich die Lohnentwieklul1g noch schneller auf die

142) Sogenanme 5ger Modelle.
143) Vgl. Si~grrJ, NZA 1984, 11.
144) Für Berufs- und Erwerbsunfahigkeil~reme: § 1253.
145) Vgl. zum folgenden v.a. S,h~lin (0. Fußl1. I). Rdnrn. 489--505.
145) Vereinfacht.
147) BIer (0. FuBn. I). S. 291, C IVb aa.
148} Z. B. S,hulin (0. Fußn. I), Rdnr. 491.
149) Ikgriffaus der Begr. des RegE, BT-Dr 8/165. S. 15.
ISO) BT-Dr 8/165. S. 37.
151) BABI19n, 289 (291).
152) RegBegr., S. 39.
153) Begr. 20. RAG. S. 37, 21. RAG, S. 35f.
154) Vgl. §§ 381 a und 182 V I i. d. F. dcs HBegleitG 1984. offenbar ab

Reaktion auf BSGE 53, 122ff.
155) Ähnlich auch IkTgntr, DRV 1987, 206. Er formuliere allerdings

leicht gliiltend. die Reme sei sowohl bruuo- wie nenolohnbezogen. Klarer
ist es zu sagen: formell sei die Rente bruno_. materidJ aber inzwischen nur
noch netcolohnbezogen.

156) Brar.\omann (0. Fußn. 11). S 705d I.
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Rentenhöhe auswirkt, in Zeiten geringer Lohnzllwachsratcn at­
traktiv. Auch hitt dürften die Sp;nffiotive entgegen der Bereue­
rung in der Regierungsbegründung lS7 ausschlaggebend gewesen
sein (prognostizierte Ersparnis HiT 1984 bis 1987 8,555 Mrd.
DM).

c) ProzeUfsatz der persönlichen Bemewmgsgnmdlage. aal Eill­
fiilmmg: Er/ällunmg VOll § 1255111. Geklärt werden muß
zunächst, wie der Prozentsatz, der den Wert der Lebenslei­
stung ausdrückt, ermittelt wird. Einschlägig ist § 1255111.
Als Modcll- und Rcgclfall sotlte man von § 1255 111 b aus­
gehen, der den normalen abhängig Beschäftigten, nach
§ 1227 11 NT. 1 Versicherten betrifft: Für jedes Jahr, in
dem er arbeitet, ist in der durch Rechtsverordnung nach
§ 12561 ergänzten Anlage 2 zu § 1255 ein Durchschnitts­
bruttoverdienst angegeben, z. B. rur 198333293 DM. Für
1983 wird dann berechnet, in welchem prozentualen Ver­
hältnis sein damaliges Einkommen zum Durchschnittsein­
kommen steht:

x = Einkommen 1983, z. B. 25000 DM x 100 = 75,09%
33293 DM

Aus dem jeweils rur alle Arbeitsjahres ermittelten Wert
wird anschließend der Durchschnitt gebildet (§ 1255111 2).

Probleme entstehen immer dann, wenn eine Zeit bewer­
tet werden soll, bei der eine Anknüpfung an den rur den
Prozentsatz entscheidenden Arbeitsverdienst nicht mög­
lich ist: bei Ersarz-, Ausfall- und Zurcchnungszeiten1~so­
wie bei Kindererziehungszeiten. Für diese Zeiten besteht
kein gleichsam natürlicher, sich aus dem Verdienst wäh­
rend der fraglichen Zeit ergebender Wert. Das Gesetz
kannte und kennt verschiedene Weisen, gleichwohl eine
Bewertung durchzufuhren:

(t) Regelfall ist die Bewertung nach Maßgabe des
Durchschnittsverdienstes aus den bisherigen Versiche­
rungs- und Ausfallzeiten. Das ist unter Umständen nicht
unproblematisch, weil der gleiche Tatbestand, z. B. die
Mutterschaft in der Zeit vom Haushaltsbegleitgesetz 1984
bis zum HEZG unterschiedlich bewertet wird. Einschlägi­
ge Vorschrift ist § 1255a lila.

(2) Die Zweite Möglichkeit ist, die Versicherten in
Gruppen nach pauschalierten Druuoarbeitsentgelten auf­
zuteilen und ihnen danach pauschal fiktive Verdienste zu­
zuordnen. Diese Lösung galt z. B. fur Ausbildungsausfall­
zeiten bis zum 20. Rentenanpassungsgesetz.

(3) Drittens kann schlicht ein rur alle gleicher Wert ge­
griffen werden. So werden Wehr- und Ersatzdienstzei­
ten 1S9 und Kindererziehungszeiten bewertet.

(4) Eine vierte Möglichkeit verbindet (I) und (3): Be­
wertung nach der bisherigen Versicherungsbiographie,
begrenzt aber durch eine fiir alle gleiche Obergrenze; so
fur Ausbildungsausfallzeiten vor dem 1. I. 1965, § 1255a
11.

bb) Zur Bewrrllmg 110/1 Allsbildullgsauifal/uitt1l. Für die
Bewertung von Ausbildungsausfallzeiten sicht das Gesetz
in § 1255a I NI. t, 1113 einen Einheitshöchstwert von 7,5
= 90% (7,S x 12 = 90) vor. Diese Einheitsbewertung hat
eine bemerkenswerte Geschichte: Durch das 20. Renten­
anpassungsgesetz wurde zwar an der Bewertung der Zei­
tennach § 12591 NI. 4 auf Grundlage pauschalierter Brut­
toarbeitsentgclte nichts geändert. Es wurde jedoch eine
Höchstgrenze der Bewertung eingefuhrt: 8,33 = 100%
(S,33 x 12 = 1(0) des Durchschnittsverdienstes. Diese
Anderung ist ein Moment einer deutlichen Beschneidung
der Vorteile, besser: Privilegien, die die Öffnung der Ren­
tenversicherung den Selbständigen beschert hatte. Insbe­
sondere der Erwerb von Ausbildungsausfallzeiten, in die­
ser Personengruppe "naturgemäß" regelmäßig eine hoch-

bewertete Hochsehulausbildullgsausfallzeit nach Lei­
stungsgruppe 1 (Anlage 2 zu § 1255a a. F.), war ein wert­
volles Geschenk der Solidargemeinschaft an die Selbstän­
digen. Dessen Wert wurde nun gemindert. Da gerade
auch deswegen häufig der Beitritt erfolgte, fiihlten sich die
Betroffenen vom Gesetzgeber düpiert und monierten ei­
nen Verstoß gegen Art. 14 GG. Mittlerweile sind dazu
zwei Entscheidungen des BVeifG ergangen. 1981 beschloß
das Gericht, daß die Ber§renzung der Bewertung mit
Art. 14 GG vereinbar seil . 1985 entschied es, daß inso­
weit ein Verstoß gegen Art. 14 GG vorliege, als nicht eine
Übergangsregelung den nach § 1227 I I NI. 9 Versicher~

ten die Möglichkeit einräume, die Pflichtversichertlng auf
Antrag rückwirkend in eine freiwillige Versicherung (oh­
ne ßeitragserstattung) zu verwandclnl61 . Dem hat der Ge­
setzgeber mittlerweile Rechnung getragen l62

.

[n diesen Kontext - Restriktion der Öffnung - gehört nc~n­

bei, d:.l.ß das 20. RAG Hir die Beiträge freiwillig Versicherter eine
Mindc:sthöhe einfUhrtc: {§ 1388)16.1. Außerdem band es ihre Be­
rücksichtigung an eine gewisse Regelmäßigkeit der Zahlung
(§ 1255b). Dadurch wurde die als Hausfrauensicherung gedachte
Regelung deutlich entwertet IM.

Die heutige Fassung erhielt § 1255a 111 durch das Haus­
haltsbegleitgesetz 1983, das insoweit der Entscheidung des
BVerfG zu den Tabellellwerten Rechnung trugl65 • Diese
Entscheidung betraf unmittelbar § 32 IV b AVG a. F. (ent­
spricht § 1255 IVb a. F. RVO). § 1255 IV bezweckt, die
ersten funf Berufsjahre des Versicherten mit - bezogen auf
den Lcbensdurchschnitt - in der Regel unterdurchschnitt­
lichem Verdienst aufzuwerten, damit diese Zeiten die per­
sönliche Bemessungsgrundlage möglichst nicht ungünstig
beeinflussen. Seit dem Rentenversicherungsänderungsge­
setz 1%5 wurde auch diesen Zeiten ein fiktives Einkom­
men zugerechnet. Rechtstechnisch verwies man aufdie ftir
Ausfallzeiten ab 1965 m gewissen Fällen geltende Anlage 2
zu § 1255a a. F., und zwar auf deren niedrigste Leistungs­
gruppe. Die Anlage differenzierte (wie auch Anlage I)
nicht nur nach dem Ausbildungsniveall, sondern auch
nach dem Geschlecht. Das BVeifG hielt das fur einen Ver­
stoß gegen Art.311 GGI66 . Damit entsprach es einer
Forderung der Sachverständigenkommissioll fur die sozia­
le Sicherung der Frau und der Hinterbliebenen167 und setz~

te die mit dem 2. Witwerrentenurteil eingeschlagene Linie
fort.

Dieselbe Differenzierung enthielt die Reichsversiche­
rungsordnung fur bestimmte Fälle der Ausfallzeiten nach
§ 12591 Nm. 1 bis 3 sowie fiir die Ausbildllngsausfallzei­
ten. Das Haushaltsbegleitgesetz 1983 beseitigte die Diskri­
minierung in allen diesen Fällen, indem es einen cinheidi~

ehen Wert161l ansetzte: 7,5 (X 12= 90%). § 1255a wurde
bei dieser Gelegenheit insgesamt neu redigiert.

ce) Bewerllwg der Kirtdererzieluwgszeilen. Auch hinsicht~

lieh der Zeiten der Kindererziehung greift das Gesetz einen
Einheitswert (6,25 [x 12= 75%1), und zwar unabhängig

157} BT-Or 10/335. S. 57f.
158) Bewenel seil der sogenannten Härlenovelle 1965. v81. fuBn, 68,
159) § 1255 V12; zun;;:chst 100%. 198275% (2. HStrG). ~b 1983 70"-

(HBegleitG 1983).
160) BVrrfGE 58.81 (I09ff.). Sondervotum Bmda.Ka!unlltin.
161) BVufCE71. (1), SondervOlUm Ninnryrr.
162) GesetZ vom 19. 12. 1986. BGBI I. 2586 (7. RVÄndG); dazu Plogr.

lila"", NJW 1987. 1289ff.
163} Das 20. RAG verwies in § 1388 auf § 1387, flihrle also sukzessive

einen Mindeslbeitrag ein; ab 1980 die Grenze des § 85GB IV (Y! der
BezugsgräBe) als Bemessungsgrundlage. So die heurige fassung.

1(4) RU/.lld, FamRZ 1986. 952 mil Fußn. 33.
165) BVetjGE 57.335. vorbereitet durch BV"fGE 43.213.
166) BVrrfGE57, 335 (342).
167) GUtaChlen. Rdnm. 15. 32. 225.
168) Durchschnitt 3us den bisherigen geschJe.:htsspezifischen Walen.
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von der rechtlichen Konstruktion: Soweit Kindererzie­
hungszeiten Beitragszeiten sind (seit 1. I. 1986, § 1227a),
werden sie gern. § 1255 VI a bewertet. Soweit - in der Zeit
davor - sie Zeiten eigener Art sind (§§ 1250 le, 1251 a) hat
das HEZG dieselbe Bewertung in § 1255 V angeordnet.

Bemerkenswert und wichtig ist die Vorschrift, die den
Fall betrifft, daß eine Kindererziehungszeit mit einer "ech­
ten" Beitragszeit zusammentrifft: §§ 1255 Via 2, 1255a
V 2 sehen eine Art Anrechnungsmodell vor. falls Kinder­
erziehung und Erwerbst:itigkeit zusammentreffen. Die
Werte rur die Zeit der Erwerbst:itigkeit sind auf75'% an­
zuheben, was natürlich voraussetzt, daß sie nicht ohnehin
höher sind. Das Gesetz formuliert hier euphemistisch,
denn auf die Erziehungszeiten bezogen ist die Anhebung
eine Kürzung um den Wert der gleichzeitigen Erwerbstä­
tigkeit. Das Gesetz geht mit dieser Konstruktion von der
verbreiteten Vorstellung aus, daß es Hir die Kinder umso
besser sei, je weniger der Erziehende arbeite. Zumindest
ebenso plausibel ist die Annahme, die ausschließlich erzie­
hende Hausfrau werde versuchen, den Mangel an sozialer
Erfahrung aufgrund fehlender Berufst:itigkeit durch
Überbetreuung zu kompensieren, so daß ein "sch:idliches
emotionales Treibhausklima"169 entstehe. Das HEZG ver­
folgt mit der Regelung ebenso wie das ebenfalls zum 1. 1.
1986 in Kraft getretenen Bundeserziehungsgcldgesetz
(BErzGG, § 1 I Nr. 4) die problematische Tendenz, die
Frau zurück an den Herd zu holen l70.

dd) R/'IItI' ,lalh Milldesui»kommeu. Ein weiterer Fall dezi­
sionistischer Bewertung findet sich in den §§ 55 a und b
des Art. 2 ArVNG: Die sogenannte ,. Rente nach Mindest­
einkommen". In Reaktion auf Forderungen der CDUI
CSU-Opposition, sozialdemokratische Programmatik
aufgreifend 17l

, nahm die sozialliberale Regierungskoali­
tion die Rente nach Mindesteinkommen als einen Kern­
punkt der Rentenreform 1972 in ihren Gesetzentwurf auf.
Ziel der Regelung war es, Niedrigrenten trotz eines langen
Arbeitslebens - vor allem bei Frauen - zu vermeiden. In
ihre endgültige Gestalt wurde die Regelung durch die Op­
position gebracht: Nunmehr sind 25 - start 35 wie im
Regierungsentwurf- Versicherungsjahre erforderlich, da­
mit § 55a, b eine persönliche Bemessungsgrundlage von
mindestens 75% (Regierungsentwurf: 70%) gewährlei­
stet, ohne daß - außer bei Altf::illen, § 55b -ein Mindesmi­
veau der persönlichen Bemessungsgrundlage aus eigener
Kraft erreicht sein müßte (im Regierullgsentwurf:
40%)17l.

d) Kindl'rZlIsdlllß. Die nach der Rentenformcl errechnete
Rente wird gern. § 1254 I erhöht um Steigerungsbeträge
gern. § 1261 (Höherversicherung, nicht dynamisiert!) und
um den Kinderzuschuß (§ 1262). Der Kinderzuschuß exi­
stiert seit 1912 und war die erste unmittelbar kindbezogene
Leistung in der Rentenversicherung 173• Nach einer im ein­
zelnen wechselvollen Geschichte erfuhr er in den letzten
Jahren einschneidende Veränderungen.

Durch das 20. ReIHenanpassungsgesetz wurde der Kin­
dcrzuschuß auf einen Betrag von 1834,80 DM eingefro­
ren. Vorher war er dynamisiert. betrug n:imlich Y10 der
allgemeinen Bemessungsgrundlagem . Als Grund des Ein­
frierens gab die Bundesregierung an, daß der Kinderzu­
schuß nicht mit der Kindergeldreform abgestimmt wor­
den sei. Nun habe sich eine ungerechtfertigte Diskrepanz
zwischen Kindergeld und dem (höheren) Kinderzuschuß
ergeben, obwohl dieser dieselbe Funktion (Familienlasten­
ausgleich) erftille17S

• Kurz darauf übernahm der Bund die
Finanzierung des Kinderzuschusses in Höhe des Kinder­
geldes (§ 1395a). Vorher hatte die Rentenversicherung

den Bund entlastet, da Kindergeld nicht neben dem Kin­
derwschuß gew:ihn wurde (§ 8 I BKGG).

§ 1395a erhielt seine heutige Fassung durch das Haus­
haltsbegleitgesetz 1983, welches das Kindergeld kürne,
indem es dieses ab dem zweiten Kind teilweise l76 einkom­
mensabhängig ausgestaltete (§ 10 BKGG i. d. F. des Haus­
haltsbegleitgesetzcs 1983). § 1395 n. F. stellt klar, daß da­
von die Erstattung nicht betroffen wirdln. Für alle neuen
Fälle schaffte das Haushaltsbegleitgesetz den Kinderzu­
schuß überhaupt ab. Als Ersparnis erhoffte man sich 420
Mio. DM 178.

III. SchJußbemerkung

Aus Anlaß des 30. Gebunsuges der dynamischen Rellle hat
Berg"tr, der meint, dieser Geburtstag sei zu Recht gefeiert wor­
den, folgende Äußerung von HOlkerfS zitiert l79:

"Die Reform wirktc sich jedoch nicht nur wahlbmpftakliseh
zum Nutzen einer P... rtei aus, sondern trug auch in eincm bedeu­
tenden Maß zur inneren Konsolidierung des neuen Staates bei,
indem sie die ßundesrepuhlik von einem Konflikt d<:r !raditionel­
len Sozialstreuktur weitgehend entlastete: Sie emschärftc grund­
s:itzlieh und auf Dauer die Spannungen. die sich herkömmlich
aus der st.arken Einkommensdisparit3t zwischen der arbeitenden
und der nicht mehr arbeitenden Generation ergeben halten."

Ob die gesetzliche Rentenversicherung diese Integrationslei­
stung weiterhin zu erbringen verm...g. ist nach der geschilderten
bewegten Geschichte der lellten Jahre durchaus fraglich gewor­
den, sind doch die "Grauen Panther", die die Alterssichenmg in
der ßundesrepublik rur einen Skandal halten. aufgrund eines
Sprachrohrverlrages mit der Partei "Die Grünen" immerhin mit
einer Vertreterin (Trutfl' Vllr"ll) im Bundestag Vertreten. Ob ihrer
Forderung nach "einer Grundrente rur jede/no einer eigenständi­
gen Alterssicherung ft.jr Frauen, einer Anerkennung der Leistung
der Kindererziehll~ und einer Vereinheitlichung der Alterssi­
eherungssysteme"l durch die von der Bundesregierung ange­
kündigte Strukturreform'31 der Rentenversicherung der Wind
aus dton Segeln genommen wird. möchte ieh bezweifeln.

169} Ber/t·Gmuheim, Vom Gebunenrikkgang Zur neuen MÜl1erlkh­
keit. S. 179. Borrhm (0. Fußn. 110). S. 181 bis 190. Vgl. auch die COU­
interne Kritik: ..Wie sollen Kinder vOn der MUHer Erwachscnsein krncn.
wenn die Mutter ih,en eigenen Wen als Mensch nur durch die Kinder
erfahren darf." RtnlJlt Hellw'rx (COU). zil. bei Grofe, Schwarze Visionen.
Oie Modemisierung der CDU, 1986. S. 201. leider ohne Naehw.

170) Im Unterschied zUm HEZG enlhiih das neue Kindererziehungslei_
stungsgeselZ keine "nnxhnungHegeJ. Die - anrechnungsfreie - LeiSlung
belrägl 1,125% der jeweiligen allgemeinen Bemessungsgrundlage (An. 2
§ 621 ArVNG). Die Frauen, die schon ab dem 1. 10. 1987 bezugsberech­
tigt sind ("MÜller der Geburlsjahrgiinge vOr 1907''), erhahen demnach
pro Kind vOn Oktober bis Dezember 1987 monarlich 28945 DM X
1,125% : 12 - 27.20 DM. Die Leistung entspricht damit der Höhe nach
dem Betrag, mit dem sich ein Erziehungsjahr. das anre.:hnungsfrei geblie­
ben iSI. in der Rente niederschliigl: Die Kindererziehungsuit wird mit
monadieh 6.25 veranschlagt. d. h. pro Jahr mil dem Wen 75. Multipliziert
man diesen Wen mit dcm Faktor 1.5 - dem einen Bcstandteil des Steige­
rungssatus, der gern. § 12541 als 1.5 v. H. definien ist - erhäh man den
Wert 112.5. Dies ab Vomhundertsau ausgedrückt, ergibt 1.125%. den
Vomhundertsatz. der auch nach dem KlG auf die allgemeine Bemes­
sungsgrundlage bezogen werden soll.

171) Mkhols/tr, Sozialer Fomchriu 1984. 139.
172) Vgl. - knapp und präzise - Srhwlill (0. Fußn. I). Rdnr. ">04; zur

Genese NiemqtT, Rentenversicherung 1972. 168ff.
173) Borrhm (0. Fußn. 110). S. 99.
174} Dazu BIer (0. Fußn. 1). S. 180.
175} Begr. des RegE zum 20. RAG. BR_Dr 751n. S. 37f.
176) 4. J;ndG zum Arbeitsf6rdenmgsgesetz. GesetZ v. 12. 12. 1977.

BGBII.2557.
ITl) Begr.. BT-Dr 912140. S. 104.
17S} BT_Or 10/335, S. 650; zur Enlwicklung des Kindergddes knapp

Bier (0. Fußn. I), 2. Aun., E12b. S. 382.
179) BtTgner, DRV 1987. 201 f.; er ziliert Hllfkms, Sozialpolitische Ent­

scheidungen im Nachkriegsdeutschland. 1980, S. 434.
IBO) Grundrente s,al1 AhersarmUl. Die Grünen und der Senioren_

schutzbund "Graue Panther" (Hrsg.). 1985; Instruhiv: R../o"d, ZRP
1987. 354 ff.

181) In5besondere saUen don Ersalz-. Ausfall- und Zurechnungszdten
neu geordnet werden (vgl. BT-Dr 10/335. S.57 mit ßT-Dr 9/2140,
S. 95), niiher NinnqtT, BABl 1987. 29ff.


